
14. ordentlicher Gewerkschaftstag der IG Metall in München: Eröffnung 

Durch Reform aus der 
Die Zeichen stehen auf Kampf 

- das wurde schon bei der Eröff- 
nung des 14. ordentlichen Ge- 
werkschaftstages der IG Metall 
in der Bayernhalle in München 
deutlich: Kampf gegen Sozialab- 
bau, Arbeitslosigkeit und Rück- 
schritt bei den demokratischen 
Grundrechten, Kampf für Frie- 
den, für die 35-Stunden-Woche 
und für die Erhaltung der in der 
Reformperiode der vergangenen 
15 Jahre erworbenen Arbeitneh- 
mer-Rechte. Entsprechend das 
Motto des Gewerkschaftstages: 
„Durch Reform aus der Krise, Ar- 
beit für alle, Mitbestimmung und 
soziale Demokratie“. 

Wie gefährdet letztere gerade 
auch in Betrieben ist, das zeigte auf 
dem Gewerkschaftstag ganz aktuell 
der Fall des Betriebsratsvorsitzen- 
den Günter Schwanitz, den das bun- 
deseigene Unternehmen VAW nicht 
als ordentlichen Delegierten am Ge- 
werkschaftstag teilnehmen lassen 
wollte (ausführlicher Bericht Seite 
28). Hans Mayr, 2. Vorsitzender der 
IG Metall, nannte in seiner Eröff- 
nungsrede den Vorgang „empö- 
rend, skandalös, unglaublich“ und 
betonte hier schon die Kampfbereit- 
schaft der IG Metall, die mit Mut 

zum Risiko alle Probleme angehen 
werde. 

Mut zum Risiko - eine Aussage, 
die sich durch seine ganze Rede zog. 
Mayr: „Wir werden zeigen, daß wir 
uns auch in diesen schwierigen Zei- 
ten nicht einfach anpassen, uns nicht 
fügen, nicht ducken, nicht kleinlaut 
und bescheiden beiseite schieben 
lassen, sondern daß wir fordern, ge- 
stalten und zupacken werden.“ So- 
zialer Konsens, innerer und äußerer 
Frieden seien gefährdet; die Angrif- 
fe auf die Mitbestimmung, der Ab- 
bau von Sozialleistungen „und der 
anhaltende Rüstungswahn“ zählte 
Mayr als Beweise dafür auf. 

1968, beim letzten ordentlichen 
Gewerkschaftstag in München, sei 
man am Anfang einer Reformperio- 
de gestanden - „heute geht es um die 
Verteidigung unserer Rechte“. Das 
Rad der Geschichte dürfe nicht zu- 
rückgedreht werden: „Die IG Me- 
tall ist eine kampfbereite Massenor- 
ganisation, die die Zukunft mit dem 
nötigen Mut zum Risiko angeht“, so 
Mayr unter großem Applaus. 

Ebenso wie Mayr, der reaktionä- 
ren Konzepten eine klare Absage er- 
teilte, geißelte DGB-Vorsitzender 
Ernst Breit die Politik der Bonner 
Regierung. Breit sprach unter gro- 
ßem Beifall von einer beispiellosen 

Umverteilung von unten nach oben 
und von großzügigen Steuerge- 
schenken an die Unternehmer: 
„Was dahintersteht, ist das Prinzip 
Kasse gegen Hoffnung.“ Vorder- 
gründige Hoffungen, mit denen man 
nicht die Massenarbeitslosigkeit, 
sondern nur die sozial- und gesell- 
schaftspolitischen Errungenschaften 
der letzten 30 Jahre beseitigen 
könne. 

Breit konterte damit die Rede von 
CDU-Bundesarbeitsminister Nor- 
bert Blüm, der in seiner Begrüßung 

Hans Mayr: Die IG Metall ist eine 
kampfbereite Organisation 

zur großen Erheiterung der 551 De- 
legierten ein rosiges Bild der Wirt- 
schaftslage zeichnen wollte, wobei 
Blüm es vorzog, nicht ins Detail zu 
gehen, sondern eher um sehr allge- 
meine Feststellungen kreiste: „Im 
September ’83 gab es zum ersten Mal 
seit drei Jahren wieder weniger Ar- 
beitslose . . . wir sind noch in der 
Gefahrenzone, aber es gibt Anzei- 
chen dafür, daß der Wind sich zum 
Besseren gedreht hat... wir werden 
zusammen die Lösung finden . . . 
deshalb laßt uns zusammensetzen.“ 
Zum Thema 35-Stunden-Woche: 
„Ich bin überzeugt, daß an Arbeits- 
zeitverkürzungen kein Weg vorbei- 
führt“ , aber man dürfe dazu „keinen 
Weg tabuisieren“. Zwischenruf: 
„Sag das mal den Arbeitgebern.“ 

Kanzler nicht da 
Blüm vertrat mit seinem Gruß- 

wort übrigens Bundeskanzler Kohl, 
welcher bei Politikern und Pyrami- 
den im Nahen Osten weilte und da- 
mit die alte Tradition brach, daß der 
Kanzler bei der Eröffnung von Ge- 
werkschaftstagen anwesend ist. 

Münchens Oberbürgermeister 
Erich Kiesl, CSU, sah seine Ge- 
meinsamkeit mit der IG Metall in 
der Bekämpfung der Arbeitslosig- 
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Krise 
keit. Herman Rebhan, Generalse- 
kretär des Internationalen Metallge- 
werkschaftsbundes, wünschte viel 
Erfolg beim Kämpf um die Arbeits- 
zeitverkürzung, und Alois Laus, 
Münchener IG-Metall-Bevollmäch- 
tigter, erinnerte in seinem Grußwort 
an die lange demokratische Tradi- 
tion Münchens. 

Auf Blüms Mahnung, Einheit und 
Toleranz nicht zu vergessen, ging 
Walter Hesselbach ein, Vorsitzen- 
der des Vorstandes der Beteiligungs- 
gesellschaft für Gemeinwirtschaft 
AG. Einheit und Toleranz, „das 
wird uns niemand wegnehmen“, so 
Hesselbach zu Blüm, aber: „Es wird 
uns auch niemand dazu bringen, auf 
dem falschen Bein hurra zu 
schreien.“ 

Toleranz, innere Demokratie - in- 
teressant waren in diesem Zusam- 
menhang auch Hans Mayrs Worte 
zum 100jährigen Jubiläum der ME- 
TALL-Zeitung: „Bei allen notwen- 
digen Veränderungen war die Zei- 
tung METALL immer unbequem, 
nicht nur unseren Gegnern, manch- 
mal auch uns selbst. Diese Tradition 
des Unbequemseins wird auch in 
Zukunft mit Sicherheit fortgesetzt. 
Dies gilt nicht nur für unsere Zei- 
tung. Dies gilt für die gesamte Indu- 
striegewerkschaft Metall.“ 

Da lachte der Gewerkschaftstag: 

Holalodererdiho 
Am ersten Abend, nach der Ge- 

werkschaftstag-Eröffnung, luden 
die Münchner Metaller zum bayeri- 
schen Abend in den Löwenbräukel- 
ler. Da zeigte sich der angeblich so 
norddeutsch-nüchterne DGB-Chef 
Ernst Breit von sehr humorvoller 
Seite: Mit Dirigentenstock, Trach- 
tenhut und viel Schwung dirigierte er 
das Orchester im Löwenbräukeller 
nachts um halb neun zu dem Lied 
„Auf der Reeperbahn nachts um 
halb eins“. Am Schluß nahm Breit 
einen großen Schluck aus einem 
Spezialbierkrug mit zwei Henkeln. 

* 

Auf demselben Abend jodelte das 
blonde Bayernmadel Franzi Kinate- 
der. In bayerischen Gepflogenhei- 
ten nicht ganz so firme Delegierte 
meinten, eine Abschiedshymne auf 
Eugen Loderer herauszuhören. Na 
ja, irgendwie hörte sich der Jodler 
schon so an: „Holaterüdiloderer- 
diho...“ 

* 

Nach seiner Wahl zum Ersten 
Vorsitzenden der IG Metall bekam 
Hans Mayr zwei symbolische Ge- 
schenke von Vorstandsfreunden: Ei- 
ne Glocke mit Gestell - damit der 
Vorsitzende bei Sitzungen auch 
schnell genug Gehör findet. Und ein 
großes Schiffs-Steuerrad - um die IG 
Metall gut durch kommende Stürme 
zu bringen. 

* 

Die rührige Putzfrau, die im Foyer 
der Bayernhalle während des Ge- 
werkschaftstages laufend für Ord- 
nung sorgte, zeigte auf praktische 
Weise, wie sehr auch sie für die 35- 
Stunden-Woche ist: Ihre Utensilien 
waren in Tüten, die an ihrem Putz- 
wagen hingen - IG-Metall-Tüten mit 

dem groß aufgedruckten 35- 
Stunden-Woche-Emblem. 

* 

Dienstagabend, Abend der Bezir- 
ke. Der Stuttgarter Bezirk traf sich 
im „Holiday Inn“. Punkt 23 Uhr 33 
sank bei den Schwaben allerdings 
die so gute Stimmung kurz mal in 
den Wein-Keller: Ihr Lieblingstrop- 
fen, der Trollinger, war ausgegan- 
gen. Und Schwaben trinken nun mal 
möglichst nur Viertele aus dem eige- 
nen Land. Da weiß man wenigstens, 
was man hat. 

* 

Donnerstag. Der neue 1. IG-Me- 
tall-Vorsitzende Hans Mayr gibt 
eine Pressekonferenz. Dabei waren 
rund 40 Journalisten - und ein Vo- 
gel. Der hatte sich irgendwie in die 
Halle verirrt und flog aufgeregt hin 
und her. Während die Journalisten 
Mayrs Aussagen mitschrieben, rät- 
selten sie über die Art des herumflat- 
ternden Tierchens. 

* 

Die offiziellen Journalisten-Tele- 
fone waren schon abgestellt, als am 
Abend ein Redakteur der Augsbur- 
ger Allgemeinen sein Manuskript 
fertig hatte. Er fragte im Zimmer der 
METALL-Redaktion an, ob er hier 
den Text telefonisch durchgeben 
könne. Er konnte - und wollte dafür 
zahlen. Auf das Angebot der Redak- 
tion, das sei kostenlos für ihn, sagte 
er verlegen: „Ist aber doch ein ge- 
werkschaftsfeindlicher Text.“ 

* 

Nicht nur Disziplin, auch Engage- 
ment kennzeichnete den Gewerk- 
schaftstag. Das zeigte sich auch bei 
den spannenden Wahlen für die ge- 
schäftsführenden V orstandsmitglie- 

der. Es war schon kurz vor ein Uhr, 
und die Wahlergebnisse ließen im- 
mer noch auf sich warten. Da emp- 
fahl das Präsidium offiziell, man mö- 
ge doch erst mal Mittagessen gehen. 
Sämtliche Delegierte bestanden 
aber darauf, erst noch die 20 Minu- 
ten bis zur Bekanntgabe der Ergeb- 
nisse zu warten; nach dem Motto, 
erst kommt die Wahl und dann das 
Essen. 

* 

„Das habe ich in siebzehn Jahren 
Berufspraxis noch nicht erlebt“, 
staunte fassungslos der Busfahrer, 
als am Samstagmittag der IG-Me- 
tall-Vorstand zwar in seinen Bus vor 
der Bayernhalle einstieg, aber 
durchaus nicht wegfahren wollte. 
Vielmehr hielt der Vorstand in dem 
Bus schnell seine erste Vorstandssit- 
zung - er beriet nämlich die Verta- 
gung des Gewerkschaftstages. 

Kanzler Kohl auf Dienstreise in 
Ägypten: Keine Zeit für den Gewerk- 
schaftstag, was sogar die FAZ rügte 

granffurter «Allgemeine 
ZEITUNG EUR DEUTSCHLAND 

©Ijttt be« gtoufl** 
Vr. Am Sonntag wird der Kongreß 

der IG Metall eröffnet werden. Jeder 
Gewerkschaftstag dieser größten Ar- 
beitnehmerorganisation der Welt ist 

von erheblicher politischer Bedeutung. 
Dieses Mal dürfte angesichts der allge- 
meinen wirtschaftlichen Lage und der 
Schärfe der innenpolitischen Diskus- 
sion über Frieden und Arbeitszeitver- 
kürzung die Stimmung besonders bri- 
sant sein. In dieser Situation wäre es 
geboten gewesen, daß der Chef der Re- 
gierung die Einladung der Gewerk- 
schaft annimmt und vor den Delegier- 
ten spricht — wenn nicht zur Eröff- 
nung, dann doch an einem späteren 
Tag. Er hätte damit denen Wind aus 
den Segeln nehmen können, die ihm 
vorwerfen, er kümmere sich um die 
Gewerkschaften nicht. Gewiß sind Aus- 
landsreisen wichtig, und sicher ist der 
Arbeitsminister, selb?*- -’-“maliger Me- 

Mrs rifirtr' 
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14. ordentlicher Gewerkschaftstag der IG Metall: Geschäftsberichte des Vorstands 

Eugen Loderer 
Vor der 

Bundestags- 
wahl wurde 
Opferbereit- 
schaft be- 
schworen und 
der wirtschaft- 
liche Auf- 
schwung ver- 
sprochen. 
Aufschwung- 

Illusionen sind zerplatzt, aus Opfer- 
bereitschaft wurde einseitiger Op- 
ferzwang für Arbeitnehmer. Die Ar- 
beitslosenzahlen werden weiter stei- 
gen, aber beschäftigungspolitisches 
Nichtstun hält an. Fortschrittliche 
Gesetze im Sozialbereich, Mitbe- 
stimmung, Absicherungsverträge, 
Mitspracherechte der Betriebsräte 
und unsere Erfolge in der Tarifpoli- 
tik werden von Unternehmern und 
ihren konservativen Freunden ange- 
griffen. Von Lohnkürzungen im 
bundeseigenen Unternehmen VAW 
bis zu Massenentlassungen bei 
ARBED Saarstahl auf Druck der 
Bundesregierung ist allen Maßnah- 
men die Mißachtung von Arbeitneh- 
merinteressen gemeinsam. Wenn die 
Regierung auf einen Ausgleich der 
Interessen aller Betroffenen verzich- 
tet, werden wir heiße Zeiten in die- 
sem Land erleben. Unsere Aufgabe 
ist es, unsere Mitglieder vor nachtei- 
ligen politischen Entscheidungen zu 
schützen. Die Demokratisierung der 
Wirtschaft bleibt Kern unseres ge- 
werkschaftlichen Kampfes. 

Wir haben eine Tradition des Ein- 
satzes für Frieden und Abrüstung 
und begrüßen das Engagement vor 
allem junger Menschen für die Si- 
cherung des Friedens. Die Demon- 
strationen in den Betrieben am 
5. Oktober haben den Friedenswil- 
len der Arbeitnehmer eindrucksvoll 
unterstrichen. 

Zunehmen- 
de Arbeitslo- 
sigkeit, Ver- 
schärfung der 
sozialpoliti- 
schen Proble- 
me, stagnie- 
rende oder sin- 
kende Real- 
einkommen 
stellen die Ge- 

werkschaften vor eine neue Situa- 
tion. Die von George, Lambsdorff 
und Albrecht gestellten Forderun- 
gen nach Aufkündigung von tarifli- 
chen Schutzrechten und dem Abbau 
sozialpolitischer Errungenschaften 
sind nur die Spitze einer noch viel 
schlimmeren Denkwelt. Für diese 
Kräfte steht unsere soziale Ordnung 
zur Diskussion. Wir müssen Gegen- 
kräfte mobilisieren. 

METALL, vor 100 Jahren als 
„Deutsche Metall-Arbeiter-Zei- 

tung“ gegründet, war Wegbereiter 
des 1891 gegründeten Deutschen 
Metallarbeiterverbandes. Sie hat 
ohne Rücksicht auf Arbeitgeberver- 
bände, jeweilige Regierungen und 
Parteien politische, wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Fehlentwick- 
lungen aufgezeigt. Besonders auf 
den lokalen Seiten wird der Alltag in 
den Betrieben ungeschminkt ge- 
zeigt. 

Anspruch des „Gewerkschafter“ 
ist es, Informationen zu einem je- 
weiligen Schwerpunktthema hand- 
lich zusammengefaßt an die Funk- 
tionäre zu liefern, die in tausend- 
facher Überzeugungsarbeit dazu 
beitragen, unsere Handlungsfähig- 
keit zu erhalten. 

In unserer Organisation sind zur 
Zeit 2530 hauptamtliche Mitarbeiter 
beschäftigt, davon 820 politische 
Sachbearbeiterinnen und Sachbear- 
beiter. Ihre Zahl kann bei sinkender 
Mitgliederzahl nicht steigen, ihre 
Aus- und Weiterbildung muß ver- 
stärkt werden. 

Norbert Fischer 
Der erhebli- 

che Abbau 
von Arbeits- 
plätzen, feh- 
lende Neuein- 
stellungen, 
vorzeitige 
Pensionierung 
von Arbeit- 
nehmern und 
eine unzurei- 

chende Zahl von Lehrstellen sind 
Ursachen für die Abnahme unserer 
Mitgliederzahlen. Trotz dieser Be- 
dingungen müssen wir die Entwick- 
lung wieder umkehren und stärker 
als bisher neue Mitglieder gewinnen. 

Die Beitragsentwicklung ist er- 
freulich. Mit einem Durchschnitts- 
vollbeitrag von 22,86 Mark hat sich 
der Beitrag seit dem letzten Gewerk- 
schaftstag um 5,28 Mark erhöht. Wir 
haben mit diesen Beiträgen sparsam 
gewirtschaftet. Zu keiner Zeit haben 
wir den Auftrag unserer Mitglieder, 
hohe Rücklagen zu bilden, so gut 
erfüllen können wie in den letzten 
drei Jahren: jährlich 25 Prozent der 
Beiträge. Das sind über 400 Millio- 
nen Mark. Aber jeder muß auch wis- 
sen, daß ein Streik heute höhere Un- 
terstützungsleistungen erfordert als 
noch Mitte der siebziger Jahre. 

Auch die Ortskassen sind finan- 
ziell solide ausgestattet. Das bedeu- 
tet auch, daß in den Verwaltungs- 
stellen nicht gleich nach der Kasse 
des Vorstandes gerufen werden soll, 
wenn es um die Finanzierung ge- 
werkschaftlicher Aktivitäten geht. 

Die Datenverarbeitung ist weiter- 
entwickelt worden. Anstelle von viel 
bedrucktem Papier sind wir zur Nut- 
zung von Mikrofilmen übergegan- 
gen. Weitere Neuerungen werden 
gründlich vorbereitet und nur als 
ausgereifte Systeme angeboten. 

Georg Benz 
Der täglich 

notwendige 
Streit um die 
Ausgestaltung 
des Betriebs- 
verfassungsge- 
setzes ist auf 
den sozial ver- 
schwomme- 
nen Charakter 
des Gesetzes 

zurückzuführen. In der schärfer wer- 
denden Auseinandersetzung um be- 
triebliche Probleme hilft die vefbla- 
sene Idee der Sozialpartnerschaft 
nicht weiter. 

Die Demontage der Jugendver- 
tretungen haben wir abgewehrt, 
aber wir müssen sie zu Jugend- und 
Ausbildungsvertretungen weiterent- 
wickeln. Der teilweisen Unterstüt- 
zung reaktionärer Unternehmer- 
politik durch Arbeitsgerichte und 
auch des Bundesarbeitsgerichts 
müssen wir entschlossen entgegen- 
treten. Weichen Betriebsräte hier 
auch nur einen Schritt zurück, haben 
die Unternehmer bereits zwei 
Schritte gewonnen. 

Bei den Betriebsratswahlen 1981 
haben wir mit über 83 Prozent der 
Mandate, bei den Jugendvertreter- 
wahlen mehr als 90 Prozent und bei 
den Aufsichtsratswahlen nach dem 
Mitbestimmungsgesetz 76 fast 93 
Prozent der Mandate große Erfolge 
errungen. 

Die IG-Metall-Jugend hat auf 
Grundlage unseres Sofortpro- 
gramms und zusammen mit den Be- 
triebsräten zusätzliche Ausbildungs- 
plätze in den Betrieben durchge- 
setzt. Sie gibt auch den Kampf um 
eine Übernahme in den erlernten 
Berufen nicht auf. Die Jugend hat 
wesentlichen Anteil daran, daß der 
DGB zu den Mahnminuten im Be- 
trieb und zur Teilnahme an den Frie- 
denskundgebungen am 22. Oktober 
aufgerufen hat und Solidaritätsak- 
tionen mit Nicaragua weitergeführt 
werden. 

Rudolf Judifh 
In der 

Strukturkrise 
der Eisen- und 
Stahlindustrie 
sind die Gren- 
zen der Mon- 
tanmitbestim- 
mung deutlich 
erkennbar ge- 
worden. Diese 
Industrie hat 

als erste die mit dem Regierungs- 
wechsel in Bonn angekündigte poli- 
tische Wende zu spüren bekommen. 
Am Beispiel ARBED Saarstahl hat 
die Bundesregierung gezeigt, wozu 
sie bereit ist, um gegen die Arbeit- 
nehmer zu Felde zu ziehen. Sie hat 
bewußt und ohne Skrupel die offene 
Konfrontation mit den Gewerk- 

schaften gesucht. Unter ihrem 
Druck mußte unser Bollwerk gegen 
Unternehmerwillkür, der Tarifver- 
trag, geändert werden. Hier haben 
Bundes- und Landesregierung erst- 
mals einseitig in die Auseinanderset- 
zungen der Tarifparteien zu Lasten 
der Beschäftigten eingegriffen. 

Die in Aussicht gestellten Hilfen 
für die Stahlindustrie leisten ohne 
arbeitsmarktpolitische Auflagen 
keinen Beitrag zu einer sinnvollen 
Umstrukturierung. Grundlage jeder 
Neuordnung muß die Sicherung der 
Beschäftigung in den Stahlrevieren 
und der Standorte sein. Bei erkenn- 
baren Arbeitsplatzverlusten müssen 
in erreichbarer Nähe Ersatzarbeits- 
plätze aufgebaut werden. 

Die vielen Aktionen der Stahlar- 
beitnehmer haben die Bundesregie- 
rung noch nicht zu einer Änderung 
ihrer Politik bewegt. Deswegen ha- 
ben wir zu der Großdemonstration 
nach Bonn aufgerufen, mit der über 
130000 Beschäftigte der Eisen- und 
Stahlindustrie und der Werften ge- 
gen die arbeitnehmerfeindliche Poli- 
tik der Bundesregierung demon- 
striert haben. 

Das Krisen- 
programm der 
Konservativen 
zielt auf Angst 
und Unsicher- 
heit, verkün- 
det höhere 
Werte, fordert 
Opferbereit- 
schaft und er- 
setzt soziale 

Sicherung durch Nächstenliebe. Der 
Angriff der Konservativen richtet 
sich auf alle Bereiche der Politik, die 
demokratische Entwicklung fördern 
und eine menschliche Gesellschaft 
schaffen wollen. Eliten sind wieder 
gefragt. Kultur für wenige. Für die 
Masse Privatfernsehen zur Verkabe- 
lung der Hirne und die „Bild-Zei- 
tung“ als Lesebuch der Nation. 

Vor diesem Hintergrund werden 
Anforderungen an unsere Bildungs- 
arbeit gestellt, die sie allein nicht er- 
füllen kann. Sie muß aber alles tun, 
damit gewerkschaftliches Bewußt- 
sein nicht zu politischer Bewußtlo- 
sigkeit verkommt. Ein Beweis für 
die immer engere Verzahnung unse- 
rer Arbeit mit der Alltagsarbeit vor 
Ort ist, daß heute zwei Drittel aller 
Wochenseminare regional durchge- 
führt werden. 

Wo niemand gebildet worden ist, 
ist Weiterbildung ein Widerspruch 
in sich. Es ist Zeit, beim Bildungsur- 
laub einen mutigen Schritt nach vorn 
zu machen. Bildungsurlaub ist ein 
unabdingbarer Anspruch der abhän- 
gig Beschäftigten. 

200000 junge Menschen haben 
keine Ausbildungschance und zahl- 
reiche Ausgebildete werden nicht 
übernommen. Weiterbeschäftigung 

Hans Preiss 
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hängt letztlich von der Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit ab. Wir müssen 
den Kampf gegen Nichtübernahme 
mit dem Kampf für die 35-Stunden- 
Woche verbinden. 

Karl-Heinz Janzen 
Die neue 

Koalition wü- 
tet in den Lei- 
stungsgeset- 
zen der sozia- 
len Sicherung 
herum. Ich ha- 
be Sorge, daß 
das alles ledig- 
lich noch zum 
Testlauf zählt 

und das Startsignal zum Großangriff 
auf den Sozialstaat erst noch gege- 
ben wird. Wir sollten uns auf schwer- 
ste Auseinandersetzungen vorberei- 
ten, damit wir den Staat, den wir in 
vorderster Linie mit aufgebaut ha- 
ben, auch in absehbarer Zeit noch 
wiedererkennen. 

Es gibt eine Fülle von Problemen, 
die nicht einzelnen Politikern oder 
Parteien angelastet werden können. 
So zum Beispiel in der Alters- und 
Gesundheitssicherung. Die Ent- 
schließung 15 des Düsseldorfer Ge- 
werkschaftstages hat genau den Weg 
markiert, der jetzt konsequent ver- 
folgt werden müßte. 

Auch die rechtspolitische Ent- 
wicklung ist durch Stagnation und 
Rückschritt gekennzeichnet. Die 
Reform der Arbeitszeitordnung ist 
von der Tagesordnung verschwun- 
den. Dafür sollen befristete Arbeits- 
verträge ohne Kündigungsschutz 
verlängert werden können, Leihar- 
beit ausgedehnt, Datenschutz ohne 
Sicherungsbestimmungen für das 
Arbeitsverhältnis eingerichtet und 
mit maschinenlesbaren Personalaus- 
weisen eine Superkontrolle einge- 
führt werden. 

Ein Roboter vernichtet vier Ar- 
beitsplätze, schafft aber nur 0,8 
neue. Die Formel „wir sind keine 
Maschinenstürmer“ nützt wenig, 
wenn die Rationalisierungswelle die 
Masse der Betriebe erfaßt. Es wird 
Zeit, daß wir in Rationalisierungs- 
fragen eine neue, härtere Gangart 
einschlagen. 

Lutz Dieckerhoff 
Heute sind 

mehr als 
756000 Ange- 
stellte arbeits- 
los. Arbeits- 
plätze sind er- 
satzlos weg- 
rationalisiert 
worden und 
die Arbeitsbe- 
dingungen für 

noch beschäftigte Angestellte haben 
sich so verschlechtert, daß Unsicher- 
heit über den Erhalt des Arbeitsplat- 

zes, Einkommensverluste, Gesund- 
heitsschäden und Frühinvalidität zu- 
nehmen. Unsere Erfahrungen bele- 
gen, daß Rationalisierung und tech- 
nischer Wandel den Angestellten 
nicht die vielversprochene Erleich- 
terung der Arbeit gebracht haben. 

Die tiefgreifenden Wandlungen 
der Arbeitsstrukturen treffen ge- 
werbliche und angestellte Arbeit- 
nehmer gleichermaßen. Deswegen 
müssen wir als Arbeitnehmer auch 
gemeinsam handeln. Mit jedem neu- 
en EDV-System, mit jeder weiteren 
Vernetzung von Systemen gehen 
Arbeitsplätze verloren. Wenn Rou- 
tinetätigkeiten bald wegrationali- 
siert sind, geht es auch den höher- 
qualifizierten Arbeitnehmern „an 
den Kragen“. 

Es gibt keine Gründe, uns im An- 
gestelltenbereich mit einem Organi- 
sationsgrad von rund 25 Prozent ab- 
zufinden. Den Vertrauensleuten 
fällt eine entscheidende Rolle zu. Im 
Angestelltenbereich haben wir nur 
ein völlig unzureichendes Vertrau- 
ensleutenetz. Das müssen wir än- 
dern. Zuzuschauen, wie andere die 
Kastanien aus dem Feuer holen, ist 
höchst unsolidarisch. Wir müssen 
gemeinsam entschlossene Gegen- 
wehr gegen den Abbau und das Un- 
terlaufen unserer Rechte leisten. 

Ferdinand Koob 
Die Zahl 

der Beschäf- 
tigten im 
Handwerk 
nimmt ab, die 
Zahl der Orga- 
nisierten hat 
zugenommen. 
Das ist ein her- 
ausragendes 
Zeichen für 

die zielstrebige Arbeit der Verwal- 
tungsstellen. Unseren 105 682 Mit- 
gliedern stehen aber noch rund 
900000 Arbeitnehmer gegenüber, 
die nicht organisiert sind. Sie müssen 
wir für die IG Metall gewinnen. 

In der Tarifbewegung 1982 haben 
die Beschäftigten im Kfz-Gewerbe 
in Nordrhein-Westfalen drei Mona- 
te lang eine beispielhafte Tarifaus- 
einandersetzung geführt. Danach 
kämpften die Kolleginnen und Kol- 
legen mit weiteren Warnstreiks er- 
folgreich für eine Maßregelungs- 
klausel. Das ist nur ein Beispiel für 
die Aktivitäten im Handwerksbe- 
reich. 

Der Druck auf die ausländischen 
Arbeitnehmer und ihre Familien hat 
in den letzten Monaten besonders 
zugenommen. Führenden Politikern 
und Unternehmern ist es gelungen, 
aufbauend auf den Existenzängsten 
der Massen, die Schuld für Arbeits- 
losigkeit und Krisenstimmung dem 
„Sündenbock“ Ausländer zuzu- 
schieben, um die eigentlichen Ursa- 
chen der Krise zu verschleiern. Aus 
Feindseligkeit wird Haß. Haß und 

Fernsehen stets dabei: Jeden Tag Öf- 
fentlichkeit hergestellt 

Nationalismus können Wegbereiter 
faschistischer Entwicklungen sein. 
Schwächung der Arbeiterbewegung 
ist Folge solcher Prozesse. Was an 
den ausländischen Arbeitnehmern 
an erniedrigenden Experimenten 
gemacht wird, ist nur die Erpro- 
bungsphase für einen generellen An- 
griff auf den sozialen Besitzstand der 
arbeitenden Bevölkerung. 

Die Zahl 
unserer Mit- 
glieder hat ab- 
genommen, 
aber es gibt 
keine Mitglie- 
derflucht. Die 
Angst um den 
Arbeitsplatz 
gefährdet ge- 
werkschaftli- 

che Solidarität. Die persönliche Er- 
fahrung existenzieller Unsicherheit 
führt nicht automatisch zur Entwick- 
lung eines gewerkschaftlichen Be- 
wußtseins. 

Die Werbeabteilung hat für die 
Mitgliederwerbung seit dem letzten 
Berichtszeitraum Werbedrucksa- 
chen in einer Auflage von 100 Millio- 
nen Exemplaren herausgegeben. Da 
diese Mittel aufgrund des gemelde- 
ten Bedarfs hergestellt werden, sagt 
das etwas über den Werbefleiß der 
betrieblichen Funktionäre. Vom 
Werbematerial für die 35-Stunden- 

Ursula Ibler 

Woche wurden innerhalb dreier Mo- 
nate über zehn Millionen Stück be- 
stellt. 

Das gewerkschaftliche Engage- 
ment der Frauen ist erheblich ge- 
wachsen. Die Kolleginnen erhöhten 
ihren Anteil bei den Jugendvertre- 
ter-, Vertrauensleute- und Betriebs- 
ratswahlen und auf diesem Gewerk- 
schaftstag. Für andere gewerk- 
schaftliche Entscheidungsgremien 
und hauptamtliche Funktionen trifft 
das leider noch nicht zu. 

Mit Zivilcourage erzwingen Frau- 
en ihren Tarifanspruch im Betrieb, 
treten sie für die 35-Stunden-Woche 
ein und haben in Bonn ihren Protest 
gegen die Politik der Bundesregie- 
rung artikuliert. Sie erkennen, daß 
Ausweitung von Teilzeitarbeit oder 
Heimarbeit keine Lösungen für sie 
sind. Nur in der Arbeitszeitverkür- 
zung für alle sehen sie eine Chance, 
daß ein viel zu langer Arbeitstag mit 
seiner Doppelbelastung für Frauen 
und Männer verringert wird. 

Hans Janßen 
Mit den Ta- 

rifabschlüssen 
der letzten 
drei Jahre 
konnten wir 
die Löhne und 
Gehälter nur 
noch verteidi- 
gen und dabei 
nicht einmal 
den Preisstei- 

gerungsausgleich voll erreichen. Es 
wäre gefährlich, uns selbst etwas 
vorzumachen. Nur ungeschminkte 
Analyse hilft uns, richtig zu handeln. 

Die Gesamtmetall-Funktionäre 
wollen den Schutz der kollektiven 
Tarifverträge zerschlagen. Öff- 
nungsklauseln, „Anpassung der Ta- 
rifverträge an die Arbeitsmarktla- 
ge“ und „Tarifabschläge für Gebiete 
mit besonders hoher Arbeitslosig- 
keit“ sind die Stichworte. Bundes- 
wirtschaftsminister Lambsdorff hat 
den Arbeitgebern mit seiner Erpres- 
sungspolitik bei ARBED Saarstahl 
die Linie vorgezeichnet. 

Die „Neue Beweglichkeit“ und 
der Ausbau der tarifpolitischen Wil- 
lensbildung hat uns weitergebracht, 
die Kampfkraft gestärkt. „Neue Be- 
weglichkeit“ ist aber keine Wunder- 
waffe; sie verlangt ein hohes Maß an 
Einsatz- und Opferbereitschaft. 

Die 35-Stunden-Woche ist der 
Kernpunkt einer Politik demokrati- 
scher und sozialer Krisenbewälti- 
gung. Mit dem Kampf dafür stehen 
wir vor der schwersten tarifpoliti- 
schen Auseinandersetzung in der 
Nachkriegsgeschichte. Wenn Kirch- 
ner von Gesamtmetall im Zusam- 
menhang mit unserem Kampf dafür 
von einem übergesetzlichen Not- 
stand spricht, zeigt uns das, daß Wi- 
derstand gegen autoritäre Krisenbe- 
wältigung für die IG Metall demo- 
kratische Pflicht ist. 
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14. ordentlicher Gewerkschaftstag der IG Metall: Aussprache zu den Geschäftsberichten 

Gestern und morgen: 
Kampf gegen die Krise 

Einen ganzen Tag lang legten 
die Delegierten des Gewerk- 
schaftstages die kritische Sonde 
an das in den letzten drei Jahren 
Geleistete an. Die Aussprache 
zu den Geschäftsberichten des 
Vorstandes schärfte zugleich 
den Blick auf die vor uns liegen- 
den Aufgaben. In der Rückschau 
auf gestern und der Vorschau 
auf morgen standen der offensi- 
ve Kampf gegen die Krise und 
das Ringen um Frieden im Mittel- 
punkt. Die hier-notgedrungen- 
nur sehr kurzen Auszüge aus der 
engagierten Diskussion können 
und sollen nicht die ausführli- 
chen Berichte der Delegierten in 
den Vertreterversammlungen 
und Betrieben ersetzen. 

Spiros Papadopoulos, Mann- 
heim: Viele ausländische Kollegen 
haben bei der Oberbürgermeister- 
wahl in Mannheim engagiert im 
Wahlkampf mitgemacht. Am Tag 
der Entscheidung konnten sie nicht 
mitentscheiden. Mir selbst kamen 
die Tränen, als ich vor dem Wahllo- 
kal stand. Meine Frau durfte wählen 
- sie ist Deutsche. Ich nicht - ich bin 
ja nur ein Ausländer. 

Zur Aktion Aufenthaltsberechti- 
gung: Unser Sekretär steht im Kon- 
takt mit den Behörden. Bis heute ist 
kein Antrag auf Aufenthaltsbewilli- 
gung abgelehnt worden. Die auslän- 
dischen Kollegen wissen, daß dahin- 
ter die IG Metall steht. Aber auch 
die Behörden wissen, daß sie mit der 
IG Metall zu tun haben. 

Ludwig Jost, Aachen: Ich bin 
auch der Auffassung, daß wir uns 
nicht zum Anhängsel der Friedens- 
bewegung machen dürfen, sondern 
daß wir, als älteste Friedensbewe- 
gung in dieser Republik, die Füh- 
rung in diesem Kampf zu überneh- 
men haben und gar nichts anderes. 

Horst-Günter" Spahn, Duis- 
burg: Die Forderung der Stahl-Ver- 
trauenskörper nach Vergesellschaf- 
tung der Stahlindustrie ist die folge- 
richtige Antwort auf die unmenschli- 
chen Verhaltensweisen der Arbeit- 
geber. Ich halte es für unbedingt 
wichtig, daß das Gegeneinanderar- 
beiten von Stahl-Buden, daß die ei- 
ne gegen die andere ausgespielt 
wird, aufhören muß. Ich habe die 
Hoffnung, daß der 29. September 
(Großdemonstration der Stahl- und 
Werftarbeiter in Bonn) nicht nur ein 
Erledigungsvermerk für diesen Ge- 
werkschaftstag war und wir danach 
über die Probleme der Stahlindu- 
strie nicht mehr reden. Wenn wir uns 
nicht bewegen, dann werden wir 

bald keine Arbeitsplätze in der 
Stahlindustrie mehr haben. 

Margot Krey, Hannover: Wir 
Frauen wollen nicht die stille Reser- 
ve am Arbeitsplatz sein, die man je 
nach Konjunktur heuern und feuern 
kann. Arbeit für alle, das heißt für 
uns Gewerkschafter auf keinen Fall, 
daß wir als die verschiedenen Ar- 
beitnehmergruppen am Arbeits- 
markt gegeneinander in Konkurrenz 
treten wollen. Wir wollen uns nicht 
spalten lassen in Männer und Frau- 
en, in Deutsche und Ausländer, in 
Arbeiter und Angestellte, in Alte 
und Junge, in Gesunde und Kranke. 

Gert Bauer, Stuttgart: Selbst- 
verständlich wissen wir auch, daß es 
für eine so große Organisation wie 
die IG Metall schwierig ist, sich 
gänzlich umzuorientieren von einer 
Periode der Verhandlungen in Kon- 
junkturzeiten auf eine Periode der 
Kämpfe in Krisenzeiten. Dieser Pro- 
zeß ist noch lange nicht abgeschlos- 
sen. Wir müssen eine politische Aus- 
einandersetzung (um die 35-Stun- 
den-Woche) führen und keine her- 
kömmliche. Was passiert, wenn 

möglicherweise nach dem Beginn ei- 
nes Schwerpunktstreiks es zu einer 
bundesweiten Flächenaussperrung 
kommt? Wäre es nicht angebracht, 
daß die Kolleginnen und Kollegen 
eben nicht aus den Betrieben gehen, 
sich nicht aussperren lassen, sondern 
in den Betrieben bleiben, ja sogar 
die Betriebe besetzen? 

Theo Beez, Offenbach: Es 
reicht nicht zu sagen, daß wir schon 
immer für den Frieden sind. Wir 
müssen vielmehr sagen, was wir für 
den Frieden tun wollen. Wir müssen 
an der Spitze stehen. Und es sollte 
uns nicht stören, wenn noch andere 
mitmarschieren, denn wir müssen 
die Richtung bestimmen. Und genau 
das haben wir versäumt. 

Heinz Milcher, Aachen: Ich hof- 
fe, daß von diesem 14. ordentlichen 
Gewerkschaftstag ein zündender 
Funke auf die Mitglieder und Kolle- 
gen in den Verwaltungsstellen über- 
springt und daß sie eine Gewerk- 
schaft vorfinden, die bis zum letzten 
entschlossen ist und nicht schon bei 
den ersten Verhandlungen Ver- 
handlungsbereitschaft signalisiert. 

Es geht in dieser Tarifrunde um sehr 
viel, um nicht zu sagen: um alles. 
Wenn wir uns mit unserer Forderung 
nach Einführung der 35-Stunden- 
Woche nicht durchsetzen können, 
dann werden wir um Jahre zurückge- 
worfen. 

Reinhard Bülitz, Duisburg: Der 
Bundesregierung geht es nicht vor- 
rangig um die Überwindung der 
Massenarbeitslosigkeit. Vorrang hat 
für sie meines Erachtens die Umver- 
teilung zugunsten der Begüterten 
und zu Lasten der Arbeitnehmer. 
Sie täte jedoch gut daran, die Ar- 
beitnehmer nicht weiter zu provozie- 
ren. Die Arbeitnehmer der Eisen- 
und Stahlindustrie sind nicht bereit, 
ruhig zuzusehen, wie ihre Arbeits- 
plätze der Vernichtung preisgege- 
ben werden. 

Klaus Hörter, Gummersbach: 
Überall in den Landkreisen, wo in 
den Wachstumsjahren Großkonzer- 
ne Klein- und Mittelbetriebe in den 
Griff bekommen haben, verlieren 
Menschen ihre Arbeit. Hinter all 
den großen Problemen der Stahlin- 
dustrie und der Werften verbirgt sich 
diese Tragödie vieler Tausender 
Kleinbetriebe. Da wird mit einem 
Federstrich in der Chefetage eine 
ganze Gemeinde oder eine ganze 
Region in den Ruin getrieben. 

Uwe Schmidt, Emden: Wir müs- 
sen deutlich machen, daß die Werft- 
industrie genau wie die Stahlindu- 
strie eine sehr politische Industrie 
ist, daß heißt, sie wird weltweit sub- 

55 Delegierte ergriffen das Wort zu den Geschäftsberichten des Vorstands Fotos: Jan Kectmann 
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ventioniert. Ohne Subventionen ist 
die deutsche Werftindustrie am En- 
de. Den deutschen Steuerzahler 
wird es 1,2 Milliarden Mark kosten 
im Jahre 1984, daß die Kühe zu viel 
Milch geben, so daß diese Milch zu 
Magermilchpulver umgearbeitet 
wird, und diese Kühe nachher ihr 
eigenes Produkt auch noch fressen 
und saufen können. Man muß sich 
die Frage stellen, ob dieser Bundes- 
regierung das Schicksal dieser Rind- 
viecher wichtiger ist als das Schicksal 
der Stahl- und Werftarbeiter. 

Marion Piffko, Essen: Frauen 
haben noch immer die monotonsten 
und schlechtesten Arbeitsbedingun- 
gen. Deshalb istdie35-Stunden-Wo- 
che bei einer Verkürzung der tägli- 
chen Arbeitszeit besonders für Frau- 
en wichtig. Eine Stunde weniger pro 
Tag heißt eine Stunde weniger 
Streß, Hektik und Plage. Das bedeu- 
tet aber auch eine Stunde mehr Le- 
bensqualität. Genauso dringend 
brauchen wir eine Strategie gegen 
weitere Rationalisierung. Wir müs- 
sen uns offensiv dagegen wehren, 
daß durch neue Technologien weite- 
re Arbeitsplätze vernichtet werden 
und die Arbeitsbedingungen sich im- 
mer mehr verschlechtern. 

Gerhard Mogwitz, Hannover: 
Nach neuen Produkten und damit 
nach neuen Arbeitsplätzen sucht 
man in den Investitionsprogrammen 
der Unternehmen vergeblich. Wir 
müssen in Zukunft deutlicher ma- 
chen, daß die Formel, wir seien als 
Gewerkschafter keine Maschinen- 
stürmer, nicht mehr lange aufrecht- 
erhalten werden kann, wenn sich die 
Unternehmer nicht endlich an ihre 
Pflicht erinnern, als Unternehmer 
etwas zu unternehmen, nämlich 
neue Arbeitsplätze zu schaffen. 

Ergun Akar, Kassel: Bei den 
vergangenen Auseinandersetzungen 
haben die ausländischen Kollegin- 
nen und Kollegen an vorderster 
Front mit Euch gekämpft. Minister 
Zimmermann will das Demonstra- 
tionsrecht rigoros verschärfen. Viele 
ausländische Kolleginnen und Kol- 
legen werden dann Angst vor mögli- 
cher Ausweisung haben, wenn sie 
sich an solchen Aktionen beteiligen. 
Diese Angst kann nur durch Eure 
Solidarität und Unterstützung über- 
wunden werden. 

Angelika Schacht, Duisburg: 
Ich habe mit Freude gehört, daß der 
Frauenanteil am Gewerkschaftstag 
gestiegen ist. Trotzdem: Ein bißchen 
mehr Weiblichkeit zwischen den vie- 
len netten Männern würde das Ge- 
samtbild auch nicht stören. Ich 
möchte einen Spruch zitieren, der 
hörens- und bedenkenswert ist: 
„Frauen, seid lieber schön als klug, 
Männer können besser sehen als 
denken.“ Ich meine aber, er sollte 
nicht unser Wahlspruch sein. 

Peter Toussaint, Mannheim: 
Für die 35-Stunden-Woche brau- 
chen wir eine in sich schlüssige und 
klare Konzeption. Wir sollten sagen, 
daß wir Leistungsverdichtung ver- 

hindern wollen. Wir sollten sagen, 
daß wir Mehrarbeit sehr drastisch 
und sehr eng begrenzen wollen. Wir 
sollten sagen, daß drei Milliarden 
Überstunden im letzten Jahr rein 
rechnerisch 1,2 Millionen Arbeits- 
plätze gekostet haben. Wir sollten 
sagen, daß diese Mehrarbeit durch 
Freizeit auszugleichen ist, weil dies 
der Forderung nach Humanisie- 
rung und der Forderung nach Be- 
schäftigung noch mehr Nachdruck 
verleiht. 

Werner Tabellion, Völklingen: 
In einer neuen Konzeptvorlage 
(der Bundesregierung) wird von den 
Arbeitnehmern der ARBED Saar- 
stahl sogar verlangt, auf acht bis 
zehn Prozent ihrer monatlichen 
Löhne und Gehälter auf die Dauer 
von drei Jahren zu verzichten. Der 
Arbeitsminister, Kollege Blüm, 
wußte auch von diesen erpresseri- 
schen Auflagen. Aus diesem Grun- 
de war seine Aussage vor diesem 
Gewerkschaftstag, daß die Tarif- 
autonomie gewahrt bleiben müsse, 
eine Lüge. Wenn dieser Kampf im 
Saarland verlorengeht, sind die Aus- 
wirkungen und Folgen auf alle Ar- 
beitnehmer in diesem Lande nicht 
mehr aufzuhalten. 

Ich hoffe, daß von 
diesem Gewerk- 

schaftstag ein zündender 
Funke auf die Mit- 
glieder über- 
springt. 64 

Wolfgang Leuendorff, Braun- 
schweig: Die Arbeitgeber haben in 
den letzten Monaten und Jahren die 
Handwerksbereiche zum Übungs- 
feld reaktionärer Tarifpolitik ge- 
macht. Was Lambsdorff, Haimo Ge- 
orge und der niedersächsische Mini- 
sterpräsident Albrecht noch als 
Denkanstöße bezeichnen, nämlich 
Lohnsenkung im großen Stil und Be- 
seitigung von angeblich starren Vor- 
schriften in den Tarifverträgen, das 
wird im Handwerk schon prakti- 
ziert. 

Bernd Grottke, Bremen: Es sind 
zwei Dinge, die wir in der Vergan- 
genheit als Gewerkschafter nicht ge- 
schafft haben. Das eine ist die Mit- 
bestimmung und das andere ist das 
Verbot der Aussperrung. Dies wird 
uns jetzt zu schaffen machen. 

Franz Bauer, Bayreuth: Was 
zeigt sich am Beispiel Grundig? 
Trotz einer Reihe von Aktionen gab 
es zum richtigen Zeitpunkt keine ge- 
meinsamen Beratungen der Ver- 
trauensleute und Betriebsräte aller 
Grundig-Werke. Es ist schwer, die 
Solidarität in Werken herzustellen, 
die nicht direkt betroffen sind. Das 
müssen wir fertigbringen. Es gab 
auch kein gemeinsames Konzept der 
Verwaltungsstellen. Auch kein Ge- 
samtkonzept beim Vorstand unserer 
Gewerkschaft. Ähnlich verhielt es 
sich auch bei der AEG. 

Schlußwort Eugen Loderers zur Aussprache 

Kritischer Dialog 
Die 55 Diskussionsbeiträge 

zu den Geschäftsberichten 
sind ein großartiger Beweis für 
das lebendige Gespräch inner- 
halb unserer Gewerkschaft. Ein 
kritischer Dialog ist in einer de- 
mokratischen Organisation 
stets notwendig. Es ist gerade- 
zu die Pflicht der Delegierten, 
dem von ihnen gewählten Vor- 
stand kritisch den Spiegel vor- 
zuhalten. Und es ist die Pflicht 
des Vorstandes, diese Kritik 
ernsthaft aufzunehmen. 

Von Meinungsverschiedenhei- 
ten zu Mehrheitsbeschlüssen zu 
kommen, das ist praktizierte ge- 
werkschaftliche Demokratie. Die- 
se Beschlüsse müssen dann aber 
auch praktiziert werden. Sie gelten 
selbstverständlich für alle. 

Zur Friedensbewegung: ln die- 
ser Frage haben wir überhaupt kei- 
nen Anlaß, unser Licht unter den 
Scheffel zu stellen. Es gab, ich sage 
das insbesondere den jüngeren 
Kollegen, die vom Alter her in den 
50er und 60er Jahren noch nicht 
aktiv sein konnten, ein unglaubli- 
ches Engagement des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes und seiner 
Organisationen sowie der SPD zu 
folgenden Themen: Kampf dem 
Atomtod, Kampf gegen die Wie- 
derbewaffnung, Kampf gegen die 
atomare Bewaffnung der Bundes- 
wehr und Kampf gegen die Not- 
standsgesetze. Es gab keinen einzi- 
gen Gewerkschaftstag und keinen 
Bundeskongreß, auf dem Fragen 
der Rüstung und des Friedens nur 
eine untergeordnete Rolle gespielt 
hätten. 

Ich habe bei niemandem Berüh- 
rungsängste. 

Ich marschiere mit denen nicht 
unter einem Friedenstransparent, 
die in diesem Lande dank unserer 
demokratischen Verhältnisse für 
Frieden und Abrüstung demon- 
strieren dürfen, während in den 
Mutterländern der Politik, die sie 
vertreten, Gleiches oder Ähnli- 
ches nicht möglich, ja verboten ist. 

Zum Kampfmittel der Betriebs- 
besetzungen: Dieses Mittel ist in 
der internationalen Geschichte gar 
nicht so neu. Solche Betriebsbeset- 
zungen gab es 1920 in Italien, vor 
allen Dingen in Turin, um die dor- 
tigen Betriebe in eigene Regie zu 
nehmen. Das Ganze ist kläglich ge- 
scheitert. In Frankreich gab es sie 
1936 nach dem Wahlsieg der 
Volksfront seinerzeit. Die Folge 
war eine hervorragende Sozialge- 
setzgebung für Frankreich. Da- 
mals haben zwei Millionen Men- 
schen die Betriebe besetzt. Dort 

Eugen Loderen „Ich habe keine 
Berüh rungsängste “ 

wurde gegen den unternehmeri- 
schen Absolutismus gekämpft. Be- 
triebsbesetzungen gab es auch 
1936/37 in den Vereinigten Staa- 
ten, und zwar durch die Automo- 
bilarbeiter. Der Ausstand und die 
Besetzung dauerte 44 Tage, wobei 
unglaubliche Polizei- und Miliz- 
kämpfe stattgefunden haben. Eine 
weitere Aktion gab es 1968 (Frank- 
reich). 

Es ist zweifellos so, daß die deut- 
schen Gewerkschaften mit ihrer 
gegenwärtigen organisatorischen 
und gesellschaftspolitischen Stärke 
bei einer realen Anwendung des 
Kampfmittels Betriebsbesetzung 
unausweichlich und binnen kürze- 
ster Frist vor die Frage gestellt wer- 
den: Was dann? Wie geht das wei- 
ter? Wie geht das zu Ende? Dar- 
über muß sich diese Organisation 
im klaren sein, und ich bitte, das in 
all Eure künftigen Überlegungen 
einzubeziehen. 

Kollege Breit hat zu Recht ge- 
sagt: Solange es uns nicht gelingt, 
den Gedanken der Mitbestim- 
mung in der Mitgliedschaft stärker 
publik zu machen, und zwar nicht 
nur in der Stahlindustrie, so lange 
hat es gar keinen Sinn, an den Ge- 
setzgeber heranzugehen. Wenn 
die nicht merken, daß es da unten 
Druck gibt, können wir noch so 
viele Broschüren erstellen und 
Rundschreiben herausbringen, 
dann hat das Ganze keinen Sinn. 

Wir wollen keinen Staat, der aus 
einem antiquierten Sicherheits- 
denken heraus die Freiheitsrechte 
des einzelnen immer stärker be- 
schneidet und die Kontrolle über 
die Bürger perfektionieren will. 
Wir wollen keinen Staat, der statt 
Entspannung und internationalem 
Ausgleich eine Politik der Stärke 
unterstützt. Und wir wollen schon 
gar keinen Staat, der das Sozial- 
staatsgebot des Grundgesetzes 
übersieht oder wegschiebt oder 
vergißt. Wir wollen einen Staat mit 
einer sozialen und sichtbaren be- 
schäftigungspolitischen Verant- 
wortung. 
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14. ordentlicher Gewerkschaftstag der IG Metall: METALL-Fest und Ausstellung Der Kongreß tanzte nicht 
- aber er feierte, und 

I zwar gebührend: Über 
I 2000 IG-Metall-Mitglie- 

der und -Freunde ka- 
men am Mittwochabend 

zur „Halbzeit“ des Gewerk- 
schaftstages in den großen Saal 
des Deutschen Museums, um 
den 100. Geburtstag von ME- 
TALL zu feiern. Auf dem Gewerk- 
schaftstag selbst hatte zuvor der 
scheidende 1. Vorsitzende der IG 
Metall, Eugen Loderer, die Be- 
deutung der METALL-Zeitung 
hervorgehoben. 

Keine Feier ohne Mayr: Der am 
Morgen des 12. Oktober gewählte 
neue 1. Vorsitzende eröffnete mit 
launigen Worten den großen Ge- 
burtstagsabend von METALL. Da 
meinte Mayr, der als 2. IG-Metall- 
Vorsitzender auch verantwortlich 
für die Zeitung war, er habe mal als 
Altenpfleger, mal als Vormund mit 
METALL viel zu tun gehabt, eine 
Zeitung, die manchmal laut, oft 
frech und gar dreist sei „und die ge- 
legentlich auch keine Freunde und 
Genossen mehr kennt“, so Hans 
Mayrs Charakterisierung. 

Frech, manchmal gar dreist . . . 
Eugen Loderer hatte Stunden vor- 
her bei seiner Rede zum Hundert- 
sten von METALL deutlich gesagt, 
warum die Zeitung der IG Metall so 
ist und so bleiben muß. Loderer be- 
tonte den Zusammenhang vom 
Kampf um die Freiheit des Men- 
schen und dem Kampf um die Frei- 
heit der Presse. Und der Kampf um 
die Freiheit des Menschen „ist eines 
der ältesten Motive unserer Bewe- 
gung“. 

Sei es früher direkt um die Aufhe- 
bung von Pressezensur gegangen, so 
sei heute mit der politischen Presse- 
freiheit nicht automatisch die Unab- 
hängigkeit von wirtschaftlichen, po- 
litischen und gesellschaftlichen 
Zwängen gewährleistet. Loderer: 
„Eigentümer von Presseerzeugnis- 
sen, Anzeigenkunden, staatliche In- 
formationspolitik wirken auf den 
freien Markt der Meinungen ein, oh- 
ne daß von Zensur die Rede ist.“ 

Keine Grenzen 
In dieser Situation würden Ge- 

werkschaftszeitungen wie METALL 
zur Meinungsvielfalt „und somit zur 
Verwirklichung von Pressefreiheit“ 
beitragen. Ohne Scheu sprach Lode- 
rer auch die Kritik mancher Ge- 
werkschafter an. die die Inhalte der 
METALL gern enger begrenzt sä- 
hen, etwa nur auf die Tarifpolitik. 
Loderer dazu: „Das würde unserem 
Anspruch der umfassenden Presse- 
vertretung der Arbeitnehmer nicht 
gerecht werden. Es gibt kaum ein 
politisches Gebiet, von dem nicht 
Wirkungen auf die Lebenssituation 
unserer Mitglieder ausgehen. Von 
dieser Grundposition her nimmt 
auch die Zeitung Stellung zu allen 

Fotos: Jan Keetmann 

Programm 
mit Spitzen 

wichtigen politischen und gesell- 
schaftlichen Fragen. Sie kann des- 
halb nicht neutral, wohl aber objek- 
tiv sein.“ 

Am Abend feierten dann die Me- 
taller den Geburtstag ihrer ME- 
TALL, eine Feier, an der alles dran 
war: Kabarett in vielen Variationen, 
mal Schlager, mal fetzige Musik und 

dann wieder nachdenkliche Lieder, 
zusammengestellt von Alt-Kabarett- 
meister Sammy Drechsel: Allein die 
auf dem Programm ausgedruckte 
Besetzung war so vielversprechend, 
daß noch auf dem Gewerkschaftstag 
ein regelrechter Run auf Eintritts- 
karten einsetzte. Aber schließlich 
bekam jeder seinen Platz im geram- 

melt vollen Deutschen-Museums- 
Saal. 

Am Anfang traten Brandt, Gen- 
scher, Blüm, Schmidt, Strauß und 
Kohl auf. Natürlich, leibhaftig stan- 
den sie nicht auf der Bühne, aber 
Thomas Freitag und Mathias Rich- 
ling imitierten sie so großartig, daß 
die Originale fast noch was davon 
lernen könnten. Pseudo-Schmidt 
mit s-spitzer Ts-zunge: „Wenn ich 
euch heute gratuliere, in Würde, 
nicht im Amt. . . muß ich sagen, ich 
darf sogar kostenlos Straßenbahn 
fahren, aber ihr seid nachtragend, 
ich krieg’ nicht mal ein kostenloses 
Ehrenabonnement von euch.“ 
(Kriegt er seit Jahren, die Red.) 
Pseudo-Willy-Brandt schnarrte: 
„Mit Sorge sehe ich, daß viele Hel- 
mut Kohl als Birne sehen, ich kann 
das nicht sehen; denn eine Birne 
kann fallen, Kohl aber sitzt die Sa- 
chen aus . . .“ Und der alias-Kohl 
wollte zum Ausdruck bringen, daß 
wir wegen gleicher Interessen doch 
alle auf derselben Wellenlänge lä- 
gen: „. . . möchte ich sagen, daß wir 
im Wellensalat, äh, alle das gleiche 
Dressing haben.“ 

Scharfe Zungen 
Es folgten Variationen von Piano- 

Paul zur Melodie „Happy Birthday 
to you“. Verblüffend, wie dieser ex- 
zellente Pianist sich einfühlen konn- 
te, wie Beethoven, Mozart, Bach, 
Schubert, Chopin, Wagner, wie 
Ragtime- und Pop-Musiker oder Ta- 
sten-Schnulzenkönig Clayderman 
METALL auf ihre Art diese Ge- 
burtstagsmelodie spielen würden. 

Und wieder kündigte die futuristi- 
sche Laserstrahl-Schrift auf der Büh- 
nen-Rückwand die nächsten Künst- 
ler an: Die Münchner Lach- und 
Schießgesellschaft. Ein paar Kost- 
proben aus den scharfzüngigen Sket- 
chen: „Metall zeichnet sich durch 
seine Undurchsichtigkeit und durch 
seine Fähigkeit aus, Legierungen 
einzugehen, und Metall ist von un- 
terschiedlicher Härte“ - „Das meint 
er aber mehr physikalisch. . .“Zum 
mittlerweile bereinigten Neue-Hei- 
mat-Skandal: „Wenn sich Gewerk- 
schafter als Kapitalisten profilieren 
wollen, endet das meist, wie wenn 
Männer Frauenklamotten anziehen 
- die übertreiben auch maßlos.“ 

Eine böse Satire über die Flick- 
Affäre („. . . und dann noch Tau- 
sende für Lahnstein, Lambsdorff, 
für Göring, Himmler“ - „halt, das 
ist doch ein ganz anderes Stück“ - 
„aber mit dem gleichen Konzern in 
der Hauptrolle“) und über den Ar- 
beiter, dessen Frau gleich den Fri- 
seur wechselte, als er im Betriebsrat 
aufstieg. 

Besonders eindrucksvoll beim an- 
schließenden Auftritt von Katja Ep- 
stein waren ihr Lied über die Weber 
und ihr „Sag mir, wo die Blumen 
sind“, das sie ohne Mikrofon sang 
und das so mit einer ungeheuren 
Glaubhaftigkeit rüberkam. 
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MET ALL-Ausstellung zum Hundertjährigen im Foyer der Münchner Bayernhalle: Jetzt auf Wanderschaft METALL-Fotos: Klaus Mehner 

Bühne frei für Werner Schneyder. 
Die österreichische Kabarett-Wun- 
derwaffe feuerte eine Salve herrli- 
cher Sprüche ab: „Sozialpart- 
nerschaft, das ist die Katastrophe 
mit vereinten Kräften - gute Zeiten 
jetzt für Satire? Mich kann Helmut 
Kohl nicht inspirieren . . . aber die 
Sozialdemokraten haben nun Zeit, 
sich wieder auf das zu besinnen, was 
sie wieder vergessen würden, wenn 
sie wieder an die Regierung kämen - 
Schmidt hat sich verschlissen in dem 
Versuch, den Sozialdemokraten zu 
erklären, er wäre einer, und dem 
Großkapital zu erklären, er wäre 
keiner - Man wirft der deutschen 
Friedensbewegung vor, sie wäre auf 
einem Auge blind, die Leute wissen 
wenigstens, daß ein anständiger 
Kriegsblinder auf beiden Augen 
blind zu sein hat.“ 

Rasanter Abschluß 
Nach diesem quirligen Auftritt 

war Ruhe: Gerhard Polt stand auf 
der Bühne, verlegen grinsend: „Wis- 
send, ich soll acht Minuten reden, 
aber i’ hob’ bloß einen Text für sechs 
Minuten dabei.“ Polt erklärte dann 
in seiner unnachahmlichen baju- 
warischen Art, für ihn gäbe es ja nur 
zwei Alternativen, „entweder Un- 
ternehmer oder Gewerkschafts- 

Funktionär, des is’ praktisch ein Un- 
ternehmer mit Beamtenstatus“. 

Werner Schneyders Ex-Partner 
und „Scheibenwischer“-Kabarettist 
Dieter Hildebrandt sah die Proble- 
me eines Redakteurs auf der Suche 
nach Themen genau: „Die Reizwor- 
te liegen ja herum wie die Tretmi- 
nen.“ Zu Heiner Geißler zeigte er 
„alles Zutrauen, ich meine damit, 
ich traue ihm alles zu“. Und Strauß, 
der sei ja sein eigenes Bermuda- 
Dreieck, so schnell verändere der 
seinen Standort: „Daß er jetzt nicht 
zum IG Metall-Kongreß kam, ist nur 
eine Korrektur seiner Administra- 
tion, die fürchtet, daß er sonst plötz- 
lich an der Spitze der Friedensbewe- 
gung steht.“ Zu Helmut Kohls Dau- 
er-Lächeln: „Ich glaub', das hat der 
sich justieren lassen; wollte man ka- 
lauern, könnte man ihn Grienkohl 
nennen . . . jaja der Kohl, erst sagt 
er, die Deutschen müssen wieder 
viel mehr arbeiten - und jetzt über- 
legt er, was und wo.“ 

Zum rasanten Abschluß fegte die 
schwarze Sängerin Joan Orleans 
über die Bühne. Nach einigen 
schnellen Pop-Songs schloß sie mit 
dem berühmten Solidaritäts-Lied 
„We shall overcome“, das sie mit so 
bewegter und gewaltiger Stimme 
sang, daß es jedem unter die Haut 
ging- 

Übrigens, der Kongreß tanzte 
doch auf diesem gelungenen Abend: 
Bei einem ihrer schnellen Lieder 
nahm sich Joan Orleans kurzfristig 
einen Kollegen aus der fünften Rei- 
he zum Tanzpartner. Er machte sei- 
ne Sache prima. 

Handdruckpresse in der Ausstellung: 
Ständig umlagert 

Auch in der schwarzen Kunst er- 
wiesen sich die Metaller als große 
Meister: Die alte Boston-Tiegel- 
Handdruckpresse, die zur 100-Jahr- 
Ausstellung der METALL-Zeitung 
gehört, war auf dem Gewerkschafts- 
tag ständig umlagert. Mit der Presse 
konnte jeder selbst das Titelblatt der 
ersten Ausgabe der „Metallarbeiter- 
Zeitung“ vom 15.9.1883 in Postkar- 
tengröße drucken. 

Überhaupt fand die Ausstellung 
(Titel: METALL - Hundert Jahre 
im Wort) größtes Interesse bei al- 
len Gewerkschaftstag-Teilnehmern. 
Auf 120 Quadratmetern informier- 
ten im Foyer der Bayernhalle lebhaft 
aufgemachte Stellwände über das 
Engagement der METALL-Zeitung 
für die Arbeitnehmer damals und 
heute. Themen und Zeiten im Spie- 
gel von METALL; METALL: Be- 
kämpft und kämpferisch seit 100 
Jahren; 100 Jahre und kein bißchen 
leise; METALL und seine Gegner; 
METALL 1983: Ein Magazin für 
Arbeitnehmer - unter Titelzeilen 
wie diesen sind die Stellwände grup- 
penweise geordnet. Eugen Loderer 
empfahl in seiner Rede zu „100 Jah- 
re METALL“ ausdrücklich, man 
solle die Ausstellung ansehen. Aber 
das hatten ohnehin schon fast alle 
getan. Die METALL-Ausstellung 
geht jetzt auf Wanderschaft: Erst 
nach Nürnberg (bis 28. 10.), dann 
nach Stuttgart, Berlin und in weitere 
Städte. 

Alle Delegierten bekamen auf 
dem Gewerkschaftstag je ein Ex- 
emplar des METALL-Jubiläumsbu- 
ches „100 Jahre im Wort“ ausgehän- 
digt. Nachdem sie die Bücher durch- 
gesehen hatten, hagelte es bei der 
METALL-Redaktion Nachbestel- 
lungen. Stefan Esser 
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Journalisten belagerten täglich die Presse-Telefone, um ihre Berich 
te vom Gewerkschaftstag an die Redaktionen durchzugeben. 

Konferenzsaal verteilt, was nachts von den Morgens wurde im   
„guten Geistern“ hinter den Kulissen erarbeitet worden war. 
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Großer Andrang herrschte, als das METALL-Buch „100 Jahre im 
Wort“ an die Delegierten und Gäste ausgegeben wurde (Foto oben). 
Nicht nur die Delegierten, auch das Fernsehen beobachtete das 
Geschehen an allen Konferenztagen mit großer Aufmerksamkeit 
(Foto unten links). Mit sichtlicher Erleichterung, aber auch mit Weh- 
mut verabschiedete sich Eugen Loderer aus seinem Amt als 1. Vorsit- 
zender der IG Metall. 

in Bildern 
- ' Verwaltungsstelle Münchei 

v AV grüsst die Teilnehmer 
des 14. Ordentlichen 

Gewerkschaftstagei 

jnftig ging es nach der feierlichen Eröffnung des Gewerkschafts- 
9es beim Empfang der Orts Verwaltung München im Löwenbräu zu 

„Brüder zur Sonne zur Freiheit“ hieß es zum Abschluß in München 
Zur Fortsetzung treffen die Delegierten bald wieder zusammen. 
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METALL-Fotos: Klaus Mehner 

Gegen soziale Ungerechtigkeit 
m Alloemeine Gewerk- . Betont wird ^ Prinzip der Ein- I SchSsoll auch mit dem Mißbrauch 1 Allgemeine Gewerk 

■ schaftspolitik- 
Recht auf Arbeit 

Die Entschließung bekräftigt er- 
neut die Entschlossenheit der IG 
Metall, mit allen verfügbaren Mit- 
teln das Recht auf Arbeit durchzu- 
setzen. Die Delegierten protestieren 
mit Entschiedenheit gegen die kon- 
servative Wirtschaftspolitik, „die 
bei beschäftigungspolitischer Inakti- 
vität gleichzeitig Arbeitslosigkeit 
und zunehmende soziale Ungerech- 
tigkeit hervorruft“. 

Darüber hinaus verurteilt der Ge- 
werkschaftstag das krasse Mißver- 
hältnis zwischen militärischen An- 
strengungen und der sozialen Ent- 
wicklung. Er fordert alle Verant- 
wortlichen auf, dieses Verhältnis zu- 
gunsten der sozial- und beschäfti- 
gungspolitischen Aktivitäten zu än- 
dern. Die Bundesregierung wird 
aufgefordert, „ihrer Verpflichtung 
aus dem Sozialstaatsgebot des 
Grundgesetzes nachzukommen“. 

18 

   Prinzip 
heitsgewerkschaft als unverzichtba- 
re Grundlage für die Durchsetzung 
von Arbeitnehmerinteressen. Be- 
kräftigt wird in Entschließung 1 die 
Forderung nach einem konsequen- 
ten Ausbau der Mitbestimmungs- 
rechte der Arbeitnehmer. 

In einem Antrag beauftragt der 
Gewerkschaftstag den Vorstand, bis 
Ende 1984 einen Report „IG Metall 
2000“ auszuarbeiten und vorzule- 
gen. Darin sollen die wesentlichen 
sozialen und politischen Entwick- 
lungslinien und ihre Bedeutung für 
die Arbeitnehmer und die Gewerk- 
schaften aufgezeigt werden, die sich 
für die nächsten zwei bis drei Jahr- 
zehnte abzeichnen. Der Vorstand 
wird weiter beauftragt, auf der 
Grundlage dieses Reports und unter 
Auswertung der Diskussion einen 
Bericht vorzulegen und ein Aktions- 
programm zu erarbeiten. 

In einem weiteren Antrag wird 
der Ausbau demokratischer Rechte 
unter anderem durch das Verbot der 

Aussperrung gefordert, 
wird weiter, mit dem Abbau demo- 
kratischer Rechte Schluß zu ma-, 
chen, zum Beispiel durch die Garan- 
tie für eine freie politische Mei- 
nungsäußerung besonders in den 

rm m m 

     Verwaltungen. 
Schluß soll auch mit dem Mißbrauch 
von demokratischen Rechten ge- 
macht werden, unter anderem durch 
ein Verbot aller rechtsradikalen 
Vereinigungen und Parteien. 

Geburtstag auf dem Gewerkschaftstag: Blumen als Glückwunsch 
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Kaffeetrinken während der Beratungen: Keine Zeit für Pausen 

Anspannung bei den Delegierten: Den Redner im Auge behalten 

Menschen- und 
■ Gewerkschaftsrechte 

„Wir müssen feststellen, daß welt- 
weit die Menschen- und Gewerk- 
schaftsrechte zunehmend einge- 
schränkt werden“, heißt es in der 
Entschließung 2. Der Gewerk- 
schaftstag prangert jede Form von 
Folter, Einschränkung der Freizü- 
gigkeit, Ausbürgerung, Diskrimi- 
nierung aus politischen und religiö- 
sen Gründen wie auch die Unter- 
drückung der Meinungs- und Infor- 
mationsfreiheit an. Die IG Metall 
wird sich weiterhin dafür einsetzen, 
daß den Menschenrechten Achtung 
verschafft wird. 

In einem Antrag wird die türki- 
sche Militärjunta verurteilt. Mit ei- 
nem weiteren Antrag fordert der 
Gewerkschaftstag von der Bundes- 
regierung u. a. die Ausweisung der 
Führer der „Türk-Föderation“ aus 
der Bundesrepublik und die Verwei- 
gerung von Wirtschafts- und Militär- 
hilfe so lange, bis das Land zu einer 
wirklichen Demokratie zurückge- 
kehrt ist. 

Frieden, Entspannung 
■ und Abrüstung 

Der Gewerkschaftstag fordert alle 
politischen Kräfte in unserem Lande 
mit Nachdruck auf, Entspannungs- 
und Friedenspolitik zu unterstützen. 
„Die Verhinderung kriegerischer 
Auseinandersetzungen durch die 
Drohung mit Massenvernichtung ist 
unglaubwürdig, denn die Anhäu- 
fung immer größerer Vernichtungs- 
potentiale führt nicht zu mehr Si- 
cherheit; im Gegenteil, die Gefahr 
der Selbstvernichtung der Mensch- 
heit wird dadurch ständig weiter er- 
höht. Die Gefahr kriegerischer Aus- 
einandersetzung wird zusätzlich da- 
durch vergrößert, daß neue Waf- 
fentechnologien und darauf aufbau- 
ende Militärstrategien begrenzte 
atomare Kriege scheinbar möglich 
werden lassen.“ 

An die Vereinigten Staaten und 
an die Sowjetunion ergeht die Auf- 
forderung, die Genfer Verhandlun- 
gen ernsthaft und zügig zu Ende zu 
führen. Beide Großmächte müßten 
gedrängt werden, „Lösungen zu fin- 
den, die eine Stationierung neuer 
Mittelstreckenraketen ausschlie ßen 
und in der Folge zum Abbau aller in 
Europa stationierten und auf Euro- 
pa gerichteten Waffen dieser Art 
führen“. Weiter fordert der Ge- 
werkschaftstag „die beiderseitig 
kontrollierte Schaffung einer atom- 
waffenfreien Zone in Europa“ und 
wendet sich gegen die im sogenann- 
ten Doppelbeschluß der Nato ent- 
haltene „Nachrüstungsautomatik“: 
»Die Stationierung von Pershing II 
und Cruise Missiles in der BRD ver- 
stößt gegen das Friedensgebot des 
Grundgesetzes und muß verhindert 
werden.“ 

Gleichzeitig fordert der Gewerk- 
schaftstag die Sowjetunion, England 

und Frankreich auf, die Produktion 
und Stationierung neuer Mittel- 
streckenraketen einzustellen und die 
bereits stationierten abzubauen. 

Nach einer kontroversen Diskus- 
sion mit 38 Wortmeldungen über ei- 
nen Ergänzungsantrag, der den Vor- 
stand verpflichten sollte, bei Statio- 
nierung von Mittelstreckenraketen 
die Mitglieder zur Durchführung 
„gewerkschaftlicher Aktions- und 
Kampfformen bis hin zu Arbeitsnie- 
derlegung gemäß § 2 unserer Sat- 
zung“ (Generalstreik) aufzufor- 
dern, wurde vom Gewerkschaftstag 
folgende Passage in die Entschlie- 
ßung 3 aufgenommen: „Sollte die 
Stationierung von Mittelstreckenra- 
keten zu einer Situation führen, in 
der die demokratische Grundord- 
nung als Ganzes bedroht ist, fordert 
der Vorstand der IG Metall in Zu- 
sammenarbeit mit dem DGB die 
Mitglieder auf, gewerkschaftliche 
Aktions- und Kampfformen bis hin 
zu Arbeitsniederlegung gemäß § 2 
unserer Satzung durchzuführen.“ 

Weitere Bestandteile der Ent- 
schließung 3 sind: 
• Die Aufforderung an die Bundes- 
regierung, „ihre vom Grundgesetz 
übertragenen Aufgaben selbst wahr- 
zunehmen, die Stationierung dieser 
Waffen zu verhindern und schon ge- 
lagerte vom Boden der Bundesrepu- 
blik entfernen zu lassen“. 
• Die Aufforderung an die Bundes- 
regierung, „den Verteidigungshaus- 
halt entsprechend den Beschlüssen 
der UNO um jeweils zehn Prozent 
zu senken, eine Ausweitung der Rü- 
stungsexporte nicht zuzulassen und 
die Waffenexporte in Länder der 
Dritten Welt weiter einzuschränken. 
• Der DGB und die Einzelgewerk- 
schaften müssen eine wesentlich ak- 
tivere Rolle in der Friedensbewe- 
gung übernehmen. 

Die zahlreichen Einzelanträge zur 
Entschließung 3 werden von den De- 
legierten fast ausnahmslos als mit 
dieser Entschließung erledigt be- 
trachtet bzw. als Material an den 
Vorstand weitergegeben. Ange- 
nommen wird der Einzelantrag 
„Keine Frauen in die Bundeswehr“, 
mit dem der Vorstand aufgefordert 
wird, bei der Bundesregierung ge- 
gen alle Maßnahmen zur Einbezie- 
hung der Frauen in die Bundeswehr 
weiterhin aktiv zu bleiben. 

Gewerkschafts- und 
■ Arbeitskampfrecht 

Der Gewerkschaftstag bekräftigt 
die Forderungen der Entschließung 
4 des vorigen Gewerkschaftstages 
zum Schutz der gewerkschaftlichen 
Freiheit: „Umfassende Sicherung 
der gewerkschaftlichen Betätigungs- 
freiheit, insbesondere des Streik- 
rechts; aktiver Kampf gegen die 
Aussperrung mit dem Ziel des Ver- 
bots; Unantastbarkeit der Autono- 
mie der Gewerkschaften.“ Er wen- 
det sich gegen die Versteuerung der 
Streikunterstützung und fordert den 

Gesetzgeber auf, diese Begünsti- 
gung der Arbeitgeber im Arbeits- 
kampf zu korrigieren. 

Der Gewerkschaftstag erwartet, 
„daß sich das Bundesarbeitsgericht 
in den Verfahren um die Zulässig- 
keit gewerkschaftlicher Warnstreiks 
den Erwartungen der Arbeitgeber 
widersetzt, unverzichtbare Grund- 
positionen eines freiheitlichen Ar- 
beitskampfrechts aufzugeben“. Er 
verurteilt alle Versuche, die Schutz- 
funktion des Tarifvertrages anzu- 
greifen. 

Der Gewerkschaftstag fordert den 
Vorstand auf, die Streikrücklagen zu 
erhöhen und dazu alle finanziellen 
Möglichkeiten der Organisation aus- 
zuschöpfen. 

Er wendet sich gegen eine Ver- 
schärfung des Demonstrationsrechts 
sowie gegen Kostenübernahme 
eventueller Polizeieinsätze durch 
Demonstranten und verurteilt .die 
von Länderregierungen geplante 
Einführung und den Einsatz von 
Gummigeschossen, CN- und CS- 
Gas, Schußwaffen und anderer Waf- 
fen gegen Demonstranten. Er beauf- 

tragt den Vorstand, für die Aufhe- 
bung der Vollstreckungskostenord- 
nung des baden-württembergischen 
Innenministeriums vom 29. Novem- 
ber 1982 einzutreten. 

£*■ Mitbestimmung 
Der Gewerkschaftstag bekräftigt 

die Forderung nach paritätischer 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
im Betrieb, in Unternehmen und in 
der Gesamtwirtschaft. Er begrüßt 
den vom DGB vorgelegten aktuali- 
sierten Gesetzentwurf über die Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer in 
Großunternehmen und Großkon- 
zernen. „Unabhängig davon gilt es, 
die Rechte der Arbeitnehmer und 
ihrer Vertretungen im Betrieb zu 
wahren und weiterzuentwickeln.“ 
Insbesondere sind „die Informa- 
tions-, Beteiligungs- und Mitbestim- 
mungsrechte der Betriebsräte zu 
stärken, die Arbeits-.und Wirkungs- 
möglichkeiten der Betriebsräte zu 
erweitern, die Gewerkschaftsrechte 
im Betrieb auszubauen und die Ein- 
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heitlichkeit der Arbeitnehmerver- 
tretungen zu sichern“. 

„Die Unternehmensmitbestim- 
mung bedarf der Ergänzung durch 
eine Mitbestimmung im gesamtwirt- 
schaftlichen Bereich“. heißt es in der 
Entschließung 5, die auch eine ge- 
naue Überwachung der Einhaltung 
der Abführungsregelungen für ge- 
werkschaftliche Mitbestimmungs- 
mandatsträger verlangt und den 
Vorstand auffordert, sich für eine 
DGB-einheitliche Praxis der Abfüh- 
rungsregelungen einzusetzen. 

In Einzelanträgen wird der Vor- 
stand unter anderem aufgefordert, 
„Übereinstimmung mit den betrieb- 
lichen sowie den örtlichen Gewerk- 
schaftsgremien herzustellen, bevor 
er sein offizielles Vorschlagsrecht 
von Arbeitnehmervertretern von 
Gewerkschaften für den Aufsichts- 
rat ausübt“. Alle IG-Metaller, die 
als Arbeitnehmervertreter einem 
Aufsichtsrat angehören, „haben 
über die erhaltenen und korrekt ab- 
geführten Tantiemen jährlich Re- 
chenschaft abzulegen“. Die Namen 
derjenigen, die ordnungsgemäß ab- 
geführt haben, sollen jährlich in 
METALL veröffentlicht werden; 
ebenso die Namen derjenigen, die 
nicht oder nicht ordnungsgemäß ab- 
geführt haben. „Mitglieder, die sich 
nicht an die Abführungsbestimmun- 
gen halten, verhalten sich gewerk- 
schaftsschädige nd. “ 

6 Finanz* und 
■ Steuerpolitik 

„Eine Wirtschaftspolitik, die den 
Interessen der arbeitenden Men- 
schen dient, ist ohne beschäftigungs- 
sichernde staatliche Finanzpolitik 
nicht denkbar.“ Die Vernichtung 
von Arbeitsplätzen steht im krassen 
Gegensatz zum Sozialstaatsprinzip. 
Aktueller Vorrang für eine beschäf- 
tigungssichernde Finanzpolitik 
kommt der Forderung des DGB 
nach einem Beschäftigungspro- 
gramm zu. Das entscheidende 
Hemmnis ist nicht fehlende Finan- 
zierbarkeit, sondern die ideologisch 
bedingte Verweigerung von Politi- 
kern. 

Der Gewerkschaftstag fordert un- 
ter anderem die spürbar erweiterte 
Besteuerung von Spekulationsge- 
schäften; Umgestaltung des Para- 
graph 7b Einkommensteuergesetz 
nach sozialen Gesichtspunkten; Ab- 
schaffung des Bauherrenmodells; ei- 
ne sozial gestaffelte Neuregelung 
des Kindergelds; konsequente Be- 
kämpfung der Flucht von Unterneh- 
men in Rechtsformen, die die Haf- 
tung und Eigenkapitalausstattung 
eines Produktionsbetriebes auf na- 
hezu Null senken; konsequente Be- 
kämpfung der Wirtschaftskriminali- 
tät. „Das Prinzip der steuerlichen 
Gerechtigkeit, aber auch die Dring- 
lichkeit einer Stabilisierung der Mas- 
senkaufkraft machen steuerpoliti- 
sche Korrekturen im Interesse der 

Arbeitnehmer, vor allem zugunsten 
der unteren und mittleren Einkom- 
mensschichten erforderlich.“ 

7a Wirtschaftspolitik 

„Die zentrale Aufgabe der staatli- 
chen Wirtschaftspolitik in der Ge- 
genwart und in der absehbaren Zu- 
kunft ist der Kampf gegen die Mas- 
senarbeitslosigkeit.“ Die drohende 
Zuspitzung der Beschäftigungskrise 
im Verlauf der 80er Jahre ist durch 
rückläufige Wachstumsraten bei be- 
schleunigter Ausbreitung neuer 
Technologien und der veränderten 
Altersstruktur der Bevölkerung vor- 
gezeichnet. 

Die kapitalorientierte Wirt- 
schaftspolitik ist untauglich zur Wie- 
dergewinnung beziehungsweise Si- 
cherung von ökonomischer und poli- 
tischer Stabilität. Sie läuft vielmehr 
ausschließlich auf eine Veränderung 
der gesellschaftlichen Kräfteverhält- 
nisse durch Disziplinierung der Ar- 
beitnehmer und ihrer Gewerkschaf- 
ten sowie Stärkung der Unterneh- 
mermacht hinaus. 

Die Ausrichtung der Produktion 
und Investitionen am einzelwirt- 
schaftlichen Gewinn führt zu ver- 
schärften Rationalisierungsprozes- 
sen auf betrieblicher Ebene, zur 
Entstehung von Überkapazitäten 
und zum Brachliegen von Kapital 
auf Branchenebene und zu drastisch 
steigender Arbeitslosigkeit. Der Ge- 
werkschaftstag fordert unter ande- 
rem ein umfassendes Programm für 
Zukunftsinvestitionen bei Bund, 
Ländern und Gemeinden und die 
Umgestaltung der bestehenden 
Wirtschaftsordnung durch gesell- 
schaftliche Strukturreformen im Sin- 
ne des DGB-Grundsatzprogramms. 
Er unterstreicht insbesondere die 
Aktualität der Forderung nach Ver- 
gesellschaftung der Stahlindustrie 
bei entscheidenden Einflußmöglich- 
keiten der Gewerkschaften auf die 
zukünftige Unternehmenspolitik. 

8 Umwelt- und 
■ Energiepolitik 

Der Gewerkschaftstag fordert die 
Bundesregierung auf, angesichts der 
ökologischen Krise in den Indu- 
strieländern der Erhaltung der na- 
türlichen Lebensgrundlage einen 
eindeutigen politischen Vorrang ein- 
zuräumen. Er fordert insbesondere: 
Verbesserung der Informationen 
über den Stand der Umweltbela- 
stung, ihre Quellen, deren Zusam- 
menwirken, die Auswirkungen der 
Gefahren für den Menschen, die ge- 
genwärtige Situation und die zu- 
künftige Entwicklung; Vorlage eines 
umfassenden Katalogs verbindlicher 
Umweltstandards; Sofortmaßnah- 
men zur Verminderung der auftre- 
tenden Belastungen im Arbeits- und 
Wohnumfeld; Vorbeugung gegen 

Abstimmung: Die Delegierten waren voll konzentriert 

Strauß hat gekniffen 
Bayerns CSU-Ministerpräsi- 

dent Franz Josef Strauß redete 
zwar nicht auf dem Gewerk- 
schaftstag, machte aber im- 
merhin von sich reden. Strauß 
war von der IG Metall ord- 
nungsgemäß und rechtzeitig 
eingeladen worden. Die CSU 
schlug daher wahre Saltos, um 
immer wieder neue Begrün- 
dungen für Strauß’ Fernbleiben 
aufzutischen. 

Tatsache ist - Eugen Loderer 
stellte dies offiziell klar -, daß die 
IG Metall Strauß bereits am 28. 
März eingeladen hat und daß CSU- 
Generalsekretär Wiesheu sich bei 
Loderer am 22. April für den Brief 
ausdrücklich im Namen von Strauß 
bedankte. Weiter hieß es im Wies- 
heu-Brief: „Das Grußwort der 
CSU an den Kongreß wird im Lau- 
fe der Kongreßwoche der Vorsit- 
zende der CSU, Herr Ministerprä- 
sident Dr. h.c. Franz Josef Strauß, 
sprechen.“ Per Telefonat wurde 
dann zwischen Loderers Sekretä- 
rin und einem zuständigen CSU- 
Herrn der Termin für Dienstag, 
den 11. Oktober, 15 Uhr verab- 
redet. 

Strauß nahm zu diesem Zeit- 
punkt am Requiem für die Bayern- 
Herzogin teil, am Morgen hatte er 
eine normale Kabinettssitzung ge- 
leitet. Statt seiner kam Bayerns 

Arbeitsminister Fritz Pirkl zum 
Gewerkschaftstag. 

Die Bayerische Staatskanzlei fa- 
bulierte gegenüber der „Frankfur- 
ter Rundschau“ zu dem Vorfall: 
„Strauß hat gar keine Einladung 
gesehen, wußte nichts davon und 
hat auch nicht abgesagt.“ CSU- 
Sprecher Godel Rosenberg zur 
„Münchner Abendzeitung“: „So 
kurzfristig war der Terminkalen- 
der des Ministerpräsidenten nicht 
mehr umzustoßen.“ 

Einen Tag später war endlich 
noch eine Version gefunden. Da 
teilte die Staatskanzlei nun plötz- 
lich mit, Strauß sei nicht gekom- 
men, weil die Bayerische Staatsre- 
gierung es als Affront empfunden 
hatte, daß am Eröffnungstag des 
Kongresses kein Grußwort der 
Staatsregierung vorgesehen war. 
Die Staatskanzlei übersah dabei 
geflissentlich, daß bei den Eröff- 
nungen von Gewerkschaftstagen 
noch nie ein Grußwort eines Ver- 
treters der jeweiligen Landesregie- 
rung vorgesehen war. 

Aber Straußens Staatskanzlei 
hatte ja noch eine Begründung pa- 
rat: Nämlich die „feindliche Atmo- 
sphäre“ gegenüber CDU-Mann 
Blüm und CSU-Mann Pirkl. Kniff 
der sonst so wortgewaltige Strauß 
gar vor den Metallern, weil er nicht 
unbedingt mit rauschendem Bei- 
fall rechnen konnte? 
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Mitglieder der Antragsberatungskommission: Vergleich des Ablaufs 

Pause im Kongreßsaal: Helfer verteilen Unterlagen 

Aufmerksame Teilnehmer: Blick in den Tagungsordner 

Umwelt- und Gesundheitsschäden 
und dazu umgehende Einführung 
von Umweltverträglichkeitsprüfun- 
gen; Investitionen in Bereichen um- 
weltschonender, energie- und roh- 
stoffsparender Produktionsverfah- 
ren und eine Umgestaltung des Um- 
weltrechts, die nicht rückgängig zu 
machende Schädigungen von Ge- 
sundheit und Natur ausschließt. 

Der Gewerkschaftstag fordert ei- 
ne Umstrukturierung des Energie- 
versorgungssystems mit dem Ziel, 
unnötige Energieverluste auf allen 
Ebenen zu vermeiden und erneuer- 
bare Energieträger verstärkt einzu- 
setzen und bestehende Umweltpro- 
bleme beim Einsatz fossiler Energie- 
stoffe unverzüglich und konsequent 
anzugehen. 

9 Neue Informations- 
■ und Kommunika- 

tionstechniken 

„Die Verkabelung der Bundesre- 
publik Deutschland macht das Or- 
wellsche Zeitalter möglich. Lebens- 
und Arbeitsbeziehungen lassen sich 
über neue und über bereits beste- 
hende Kommunikationsnetze re- 
geln. Computerprogramme bestim- 
men, wer wann, mit wem, wie lange, 
warum und wie kommuniziert. Die 
.Unterhaltung* mit dem Computer 
und nicht das Gespräch mit dem Ar- 
beitskollegen bestimmen die Ar- 
beitssituation.“ Der Gewerkschafts- 
tag weist auf die elektronische 
Heimarbeit hin, die soziale Bindun- 
gen zerstört und betriebliche und ge- 
sellschaftliche Interessenvertretung 
nahezu unmöglich macht. 

Der Gewerkschaftstag fordert un- 
ter anderem: Vor weiterem Ausbau 
der neuen Technologien müssen die 
sozialen Folgen sichtbar gemacht 
werden. Zusätzliche Medienange- 
bote über Bildschirmtext dürfen nur 
eingeführt werden, wenn öffentliche 
Kontrolle sichergestellt ist. Die bun- 
desweite Verkabelung ist zunächst 
zu stoppen. Das öffentlich-rechtli- 
che Rundfunksystem darf nicht zer- 
schlagen werden. Private Fernseh- 
und Rundfunkprogramme sind ab- 
zulehnen. 

Der Gewerkschaftstag fordert ein 
gesetzliches Verbot der elektroni- 
schen Heimarbeit. Der Einsatz von 
Computertechnologien als Kontroll- 
system über Arbeitnehmer und Bür- 
ger ist zu verbieten. 

Rationalisierung und 
■ technischer Wandel 

Die anhaltende Wirtschaftskrise 
verschärft die Rationalisierung, bei 
der Unternehmen verstärkt neue 
Technologien einsetzen. Auf Mi- 
kroelektronik aufbauende Techno- 
logien ermöglichen im Prinzip eine 
menschengerechtere Gestaltung von 
Arbeit und Technik. Diese Chancen 
werden vertan. Der technologische 
Wandel vernichtet weitaus mehr Ar- 
beitsplätze als durch Herstellung 
neuer Technologien geschaffen wer- 
den. Qualifikationen, Einkommen 
und Gesundheit sind bedroht. Psy- 
chisch-nervliche Belastungen und 
soziale Isolation nehmen zu. 

Der Gewerkschaftstag tritt gegen 
alle Maßnahmen von Rationalisie- 
rung und technischem Wandel ein, 
die nicht den Maßstäben einer men- 
schengerechten Gestaltung der Ar- 
beitswelt sowie sozialen Gesichts- 
punkten entsprechen. Dabei werden 
die Bestimmungen des Grundgeset- 
zes über die Würde des Menschen, 
die Entfaltung der Persönlichkeit, 
Freiheit und körperliche Unver- 
sehrtheit, freie Meinungsäußerung 
sowie die Gleichbehandlung vor 
dem Gesetz Maßstab sein. 

Dazu sind Kriterien zu entwickeln 
und vorzugeben, die es Vertrauens- 
leuten und Betriebsräten und der 
Organisation insgesamt ermögli- 
chen, die Auseinandersetzungen of- 
fensiv zu führen. Die Beratungs- 
und Bildungsarbeit ist dazu zu ver- 
stärken. 

Technologie- und 
■ Humanisierungs- 

politik 

Die Rahmenbedingungen der 
Modernisierungspolitik haben sich 
geändert. Staatliche Forschungs- 
und Technologiepolitik ist heute ein- 
gebunden in eine einseitige kapital- 
orientierte Wirtschaftspolitik, die 
ausschließlich über die Förderung 
privatrechtlicher Investitionen Pro- 
duktivitätssteigerungen und Wirt- 
schaftswachstum erreichen will, 
während die Arbeitnehmer mit Ar- 
beitslosigkeit, Reallohneinbußen, 
sinkender Arbeits- und Lebensqua- 
lität den Preis dafür zu zahlen haben. 
Das Programm „Humanisierung des 
Arbeitslebens“ wird durch Mittel- 
kürzungen und „Produktivitäts- 

Solidarität 
mit Franz Alt 

Der Gewerkschaftstag ver- 
urteilt einstimmig die Maß- 
nahme des Südwestfunks, 
dem Moderator der Sendung 
„Report“, Franz Alt, bis auf 
weiteres die Moderation der 
Sendung aus der Hand zu 
nehmen. Franz Alt, der durch 
sein Buch „Frieden ist mach- 
bar“ als Gegner des Nato- 
Doppelbeschlusses bekannt 
geworden ist, soll damit 
mundtot gemacht werden, 
während die Befürworter der 
Raketenstationierung vor Mi- 
krofon und Kamera ihre Mei- 
nung weiterhin deutlich ma- 
chen können. Der Gewerk- 
schaftstag fordert die soforti- 
ge Rücknahme des Modera- 
tionsverbots und versichert 
Franz Alt seiner Solidarität 
(siehe auch Bericht auf Sei- 
te 6). 

orientierte“ Schwerpunktsetzung in- 
haltlich ausgehöhlt. Angesichts die- 
ser Entwicklung ist eine weitere Be- 
teiligung der IG Metall an der staat- 
lichen Forschungs- und Technolo- 
giepolitik in Frage gestellt. 

Der Gewerkschaftstag fordert un- 
ter anderem ein technologiepoliti- 
sches Forum zur Beratung; Techno- 
logiefolgeabschätzungen vor jeder 
Auflage eines neuen Förderungs- 
programms; sozial kontrollierte För- 
derung unter Beteiligung der Ge- 
werkschaften und Ausbau und Wei- 
terentwicklung des Forschungspro- 
gramms „Humanisierung des Ar- 
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beitslebens“ nach Inhalt und Um- 
fang. Information und Mitbestim- 
mung des Betriebsrats muß Voraus- 
setzung jeder öffentlichen Förde- 
rung geplanter Projekte sein. 

Tarifpolitik 

Die IG Metall konnte die von den 
Arbeitgebern gewollte Alternative, 
zu kapitulieren oder zu streiken, ab- 
wehren und ihre tarifpolitische 
Handlungsfähigkeit auch unter Kri- 
senbedingungen wahren. Sie wird 
weiter aktive Tarifpolitik betreiben. 
Die Tarifpolitik soll die Erhaltung 
und Erhöhung der Realeinkommen, 
die Verkürzung der Arbeitszeit, den 
Ausbau der Mitbestimmung über 
Arbeits- und Leistungsbedingungen 
im Betrieb, die menschengerechte 
Gestaltung der Arbeit und tarifver- 
tragliche Regelungen zum Schutz 
der gewerkschaftlichen Vertrauens- 
leutearbeit verwirklichen. 

Der Gewerkschaftstag fordert da- 
zu auch die Sicherung und Verbesse- 
rung von Eingruppierung und Quali- 
fikationsniveau sowie die stärkere 
Anhebung der unteren Lohn- und 
Gehaltsgruppen durch Sockel- oder 
Mindestforderungen im Rahmen 
der jährlichen Tarifbewegung. 

Bei der Verkürzung der Arbeits- 
zeit fordert die IG Metall die 35- 
Stunden-Woche mit vollem Lohn- 
ausgleich, weitere Verkürzungen 
der Lebens-, Jahres-, Wochen- und 
Tagesarbeitszeit sowie Einschrän- 
kung und Begrenzung der Mehrar- 
beit und Verwirklichung eines Frei- 
zeitausgleichs für unvermeidbare 
Mehrarbeit. 

Sie fordert die Sicherstellung ei- 
ner besseren Einflußnahme auf die 
Arbeits- und Leistungsbedingungen 
und dazu unter anderem, daß der 

Gegen Maßregelung 
von Betriebsräten 

Der Gewerkschaftstag ver- 
urteilt das Vorgehen des Ha- 
pag-Lioyd-Vorstandes gegen 
Besatzungsmitglieder der 
„Alemania-Express“ und Mit- 
glieder des See-Betriebsra- 
tes wegen der Unterzeich- 
nung eines Friedensaufrufes. 
Der Gewerkschaftstag fordert 
die sofortige Rücknahme der 
Kündigung des Kapitäns der 
„Alemania-Express“, die so- 
fortige Rücknahme der beim 
Arbeitsgericht beantragten 
Entlassung der See-Betriebs- 
ratsmitglieder, den Verzicht 
auf weitere Maßregelungen 
der anderen Unterzeichner 
des Friedensaufrufs und die 
Gewährleistung freier Mei- 
nungsäußerung von Arbeit- 
nehmern ohne Maulkorb von 
den Unternehmern. 

Grundsatz gelten müsse, daß die Ar- 
beits- und Leistungsbedingungen 
biologisch, sozial und sittlich zumut- 
bar und für den Betroffenen akzep- 
tabel sein müssen. 

Nur wenn jede Tarifauseinander- 
setzung mit den Betroffenen geführt 
wird, und nicht nur für sie, wird es 
möglich sein, Erfolge zu erringen. 
Dazu gehört auch, Mitglieder und 
Funktionäre an der Meinungsbil- 
dung vom Aufstellen der Forderun- 
gen bis hin zum Tarifabschluß zu be- 
teiligen. Werden in einem oder meh- 
reren Tarifbezirken Verhandlungen 
geführt, so sind die Tarifinformatio- 
nen (METALL-Nachrichten) aus 
diesem Tarifbezirk zur Information 
an alle Verwaltungsstellen der IG 
Metall zu senden. 

Der Gewerkschaftstag beschließt 
zur Tarifpolitik außerdem eine Rei- 
he Anträge zu verschiedenen Einzel- 
themen. 

Eine Festlegung auf die Verwirkli- 
chung der 35-Stunden-Woche in 
Form des 7-Stunden-Tages unter al- 
len Umständen wird vom Gewerk- 
schaftstag abgelehnt. 

Betriebsrätearbeit 

Der Grundwiderspruch von Kapi- 
tal und Arbeit wird deutlicher denn 
je durch das ausschließlich auf 
Gewinnmaximierung ausgerichtete 
Verhalten der Arbeitgeber. Sie ent- 
wickeln immer neue Strategien, um 
die Handlungsbedingungen für Be- 
triebsräte zu erschweren. Dazu ge- 
hören eine restriktive Auslegung 
von Betriebsrats- und Gewerk- 
schaftsrechten; Schaffung von voll- 
endeten Tatsachen im Betrieb ohne 
Rücksicht auf die Rechtslage; ver- 
spätete oder verweigerte Informa- 
tion, um die Handlungsfähigkeit der 
Betriebsräte einzuschränken; Verla- 
gerung von Entscheidungen auf die 
Ebene der Gesamt- beziehungswei- 
se Konzernbetriebsräte, für die 
grundsätzlich die einzelnen Be- 
triebsräte zuständig sind; unterneh- 
mensrechtliche Manipulationen wie 
Betriebsaufspaltungen. 

Der Gewerkschaftstag stellt fest, 
daß diese Versuche der Arbeitgeber 
von der Tendenz der Rechtspre- 
chung unterstützt werden und for- 
dert alle Betriebsräte auf, das Be- 
triebsverfassungsgesetz offensiv und 
konsequent zu nutzen und die politi- 
sche Kraft der Belegschaft durch die 
Unterstützung der Vertrauensleute- 
arbeit zu stärken. 

Vertrauensleute- 
■ arbeit 

Der Gewerkschaftstag unter- 
streicht die Forderungen der 11. 
Konferenz für Vertrauensleute der 
IG Metall und der 1982 durchgeführ- 
ten bezirklichen Vertrauensleute- 

MAN-Kollegen auf dem Gewerkschaftstag: Protest gegen Entlassungen 

Spendenstand für HDW-Hamburg: Aufruf zur Solidarität 

Delegierte beim Gewerkschaftstag: Trotz Gipsbein dabei 

Delegierte bei der Arbeit: Gespannte Aufmerksamkeit 
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konferenzen. Die gewerkschaftliche 
Organisation muß im Betrieb so ver- 
ankert sein, daß kein Arbeitgeber es 
wagen kann, gewerkschaftliche Be- 
triebsarbeit zu behindern. Diese 
Voraussetzungen zu schaffen, ist un- 

'sere Aufgabe. 
Die Arbeit des Vertrauenskörpers 

muß zielgerichtet und für die Mit- 
glieder der IG Metall nachvollzieh- 
bar sein. Informationszurückhal- 
tung von Funktionsträgern isoliert 
diese gegenüber der Belegschaft, 
schadet dem Demokratieverständ- 
nis, behindert die Selbstdarstellung 
der IG Metall und die Handlungsfä- 
higkeit der gewerkschaftlichen In- 
teressenvertretung im Betrieb. Nur 
wer an den Entscheidungsprozessen 
aktiv beteiligt ist, ist auch in der La- 
ge, Mehrheitsbeschlüsse überzeu- 
gend zu vertreten. 

Der Gewerkschaftstag fordert alle 
Funktionäre auf, angesichts der 
rückläufigen Mitgliederzahlen auf- 
grund der hohen Arbeitsplatzverlu- 
ste und Massenentlassungen ver- 
stärkt neue Mitglieder zu werben. 

Sozialpolitik 

Es wird immer deutlicher, daß die- 

abhängig Beschäftigten als Opfer ei- 
ner kapitalorientierten Wirtschafts-, 
Finanz- und Beschäftigungspolitik 
bewußt und vorsätzlich von der am- 
tierenden Bundesregierung durch 
die Politik des Umverteilens von un- 
ten nach oben in doppelter Weise 
geschädigt und haftbar gemacht wer- 
den. Der Gewerkschaftstag fordert 
den Bundestag auf, die unsoziale Po- 
litik zu beenden. Die Veränderun- 

gen der wirtschaftlichen Rahmenbe- 
dingungen sind kein Naturgesetz, 
deshalb dürfen sie nicht tatenlos hin- 
genommen werden. 

Der Gewerkschaftstag fordert un- 
ter anderem: Umsetzung des DGB- 
Programms zur Wiederherstellung 
der Vollbeschäftigung; Verbesse- 
rung der Handlungsmöglichkeiten 
der Selbstverwaltung auf allen Orga- 
nisationsebenen der Bundesanstalt 
für Arbeit (BA); Verbreiterung der 
Finanzierungsgrundlagen der BA 
durch Einführung eines Arbeits- 
marktbeitrages für Selbständige, 
Freiberufler und Beamte; Anhe- 
bung der Beitragsbemessungsgren- 
ze; Finanzierung der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung sowie Um- 
schulung durch einen von den Un- 
ternehmern zu speisenden Fonds; 
Verbesserung des Kündigungsschut- 
zes und Verhinderung der Kürzung 
des Arbeitslosengeldes und der Ar- 
beitslosenhilfe und anderer Leistun- 
gen der BA. 

Die verschiedenen Systeme der 
Altersversicherung einschließlich 
der Zusatzversorgungssysteme müs- 
sen harmonisiert beziehungsweise 
zu einem Gesamtsystem der mate- 
riellen Sicherung im Alter zusam- 
mengefaßt werden, an deren Finan- 
zierung sich alle Erwerbstätigen mit 
einkommens- und leistungsbezoge- 
nen Beiträgen beteiligen müssen. 

Die gesetzliche Krankenversiche- 
rung muß unter Aufgabe der unsin- 
nigen und unsolidarischen Gliede- 
rung zu einer selbstverwalteten In- 
stitution der Gesundheitssicherung 
umstrukturiert werden. 

Der Gewerkschaftstag beschließt 
darüber hinaus eine Fülle sozialpoli- 
tischer Anträge zu Einzelfragen. 

Anträge zur Satzung 
Bei den 92 Anträgen zur Sat- 

zung wurde vor der Wahl des 
Vorstands mit großer Mehrheit 
abgelehnt, die Bezirksleiter zu 
Vorstandsmitgliedern zu ma- 
chen und die Altersgrenze für 
Vorstandsmitglieder auf das 63. 
Lebensjahr festzusetzen. 

Die meisten Diskussionsbeiträge 
gab es zu den zahlreichen Anträgen, 
Arbeitslosen den Beitritt in die IG 
Metall zu ermöglichen. Der Ge- 
werkschaftstag entschied sich für ei- 
nen entsprechenden Zusatz zu Para- 
graph 3 der Satzung, in dem die Bei- 
trittsfrage geregelt ist. Künftig gilt, 
daß Arbeitslose, die vor ihrer Ar- 
beitslosigkeit nicht Mitglied einer 
DGB-Gewerkschaft werden konn- 
ten, die beim Arbeitsamt gemeldet 
sind und nachweislich und vorrangig 
eine Beschäftigung im Organisa- 
tionsbereich der IG Metall anstre- 
ben, der IG Metall in der Verwal- 
tungsstelle beitreten können, in der 
sie wohnen. Entsprechendes gilt für 
Teilnehmer an Maßnahmen der be- 
ruflichen Bildung. Damit wird eine 
Anwartschaft auf volle Mitglied- 
schaft erworben, sobald ein Arbeits- 
oder Ausbildungsverhältnis im Or- 
ganisationsbereich der IG Metall an- 
getreten wird. Näheres regelt der 
Vorstand durch eine Richtlinie. 

Zahlreiche Anträge zur Höhe der 
Beiträge (Paragraph 5 der Satzung), 
die etwa die Ein-Prozent-Regel auch 
auf Auszubildende ausweiten woll- 
ten oder Auf- bzw. Abrundungen 
bei der jährlichen Beitragsanpas- 

sung in kleineren Einheiten (zum 
Beispiel zehn Pfennig) verlangten, 
wurden jeweils bei nur wenigen Ge- 
genstimmen abgelehnt. 

Für die Kassen der Ortsverwal- 
tung ist eine neue, zusätzliche Be- 
stimmung in die Satzung aufgenom- 
men worden (Paragraph 14 Absatz 
6), nach der das Ausleihen von Ge- 
werkschaftsgeldern unzulässig ist. 

Daneben hat es eine Reihe von 
Aktualisierungen gegeben. So brau- 
chen die Bevollmächtigten, Kassie- 
rer und Angestellten der Verwal- 
tungsstellen den Beauftragten des 
Vorstands nicht mehr den Marken- 
bestand der Ortsverwaltung vorzule- 
gen (Paragraph 14 Absatz 9). Weil es 
den gar nicht mehr gibt, ist die ent- 
sprechende Passage vom Gewerk- 
schaftstag herausgestrichen worden. 

Die Vertreterversammlung wird 
künftig nicht nur die Geschäftsbe- 
richte und Kassenberichte der Orts- 
verwaltung vierteljährlich entgegen- 
nehmen, sondern zusätzlich den Be- 
richt der Revisoren (Paragraph 15 
Absatz 5). 

Leidenschaftlich diskutiert und 
entgegen der Empfehlung der Sat- 
zungsberatungskommission ange- 
nommen wurde eine Änderung im 
Paragraphen 20 Ziffer 11 Absatz 3: 
Künftig kann auch der Ausländer- 
ausschuß der IG Metall Anträge an 
den Gewerkschaftstag stellen. 

Die geänderte Satzung der IG Me- 
tall insgesamt wurde schließlich ein- 
stimmig vom Gewerkschaftstag an- 
genommen. Sie tritt am 1. Januar 
1984 in Kraft. 
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14. ordentlicher Gewerkschaftstag der IG Metall: Abschied und Neuwahlen 

Fortsetzung 
in Frankfurt 

Kongreß 
vertagt 

Die Zeit schritt unerbittlich 
voran. Als der Tagesordnungs- 
punkt 9, Beratung der Satzung, 
abgehandelt war, zeigte die Uhr 
bereits auf fünf nach zwölf. Für 
13 Uhr war an diesem Samstag 
das Ende des 14. ordentlichen 
Gewerkschaftstages vorgesehen. 
Zur Beratung standen noch ins- 
gesamt 14 Entschließungen mit 
dazugehörenden Ergänzungsan- 
trägen und Anträgen und jede 
Menge Einzelanträge an. Das 
war nicht mehr zu schaffen. 

Der Vorstand bat um Unter- 
brechung zur Beratung. In einem 
Bus fand dann die erste Sitzung 
des neugewählten Vorstandes 
statt. Der 2. Vorsitzende Franz 
Steinkühler gab das Beratungser- 
gebnis bekannt: den Beschluß- 
vorschlag, den Gewerkschaftstag 
auf einen noch festzulegenden 
Termin in diesem Jahr zu verta- 
gen. Die Delegierten stimmten 
einstimmig zu. Bekannt wurde 
auch, daß der nächste ordentli- 
che Gewerkschaftstag in Ham- 
burg sein wird. 

Bevor die Teilnehmer ausein- 
andergingen, dankte der 1. Vor- 
sitzende Hans Mayr in einer 
Schlußanprache allen, von den 
Delegierten bis zur Gastrono- 
mie, „für ihre nicht leichte Auf- 
gabe“. Im weiteren Verlauf sei- 
ner Schlußansprache ging Mayr 
auf die drei großen Schwerpunk- 
te des Münchner Gewerkschafts- 
tages ein: Frieden, Entspannung 
und Abrüstung; Strukturkrisen 
bei Werften und Stahl; 35-Stun- 
den-Woche. Zu allen drei Kom- 
plexen stellte Mayr fest, daß dem 
Vorstand von den Delegierten 
eindeutige Positionen und Kon- 
zepte mit auf den Weg gegeben 
worden sind (siehe auch Leitarti- 
kel Seite 4). Und er nannte das 
Motto der nächsten Jahre: „Wir 
müssen uns gemeinsam wehren, 
sonst werden wir getrennt ge- 
schlagen.“ 

Den Abschluß bildete tradi- 
tionsgemäß das gemeinsam ge- 
sungene Arbeiterlied „Brüder 
zur Sonne zur Freiheit“. Danach 
traten Delegierte und Gäste die 
Heimfahrt an. Für einen verlief 
sie tödlich: Otto Uhl, Leiter der 
Abteilung Bauwesen beim IG- 
Metall-Vorstand, verunglückte 
auf der Autobahn. Seine zwei 
Beifahrer, ebenfalls Gäste des 
Gewerkschaftstages, wurden 
schwer verletzt. 

Eugen Loderer, Ursula Ibler und Georg Benz: Abschied in München 

Georg Benz, 62, konnte nach 
Krieg, schwerer Verwundung und 
dadurch bedingter Arbeits- und Be- 
rufsunfähigkeit erst 1949 in seiner 
Heimatstadt Würzburg den gelern- 
ten Beruf des Modellschreiners wie- 
deraufnehmen. Bald darauf erfolgte 
die Wahl zum Vertrauensmann der 
IG Metall, der er seit dem l.Mai 
1949 angehört. Er war Mitglied des 
Betriebsrates, wurde 1953 zum 
1. Bevollmächtigten der Verwal- 
tungsstelle Würzburg gewählt. Drei 
Jahre später kam er als Bezirksse- 
kretär zur Bezirksleitung in Mün- 
chen. 1964 wurde er zum geschäfts- 
führenden Vorstandsmitglied ge- 
wählt. 

In seiner Abschiedsrede würdigte 
der neue 1. Vorsitzende, Hans 
Mayr, insbesondere Georg Benz’ 
Verdienste in der 20jährigen Vor- 
standsarbeit. Sein unverwechselba- 
res Profil, die ihm eigene Zielstre- 
bigkeit, Leidenschaftlichkeit und 
politische Dynamik machten ihn zu 
einem glaubwürdigen und überzeu- 
genden Fürsprecher der jungen Ge- 
neration. 

Prägendes Merkmal seiner Per- 
sönlichkeit und Arbeit ist die aus 
den schrecklichen Erfahrungen des 
Nazi-Reiches und des Zweiten Welt- 
krieges geborene antifaschistische 
und antimilitaristische Grundüber- 

zeugung. Die Unbestechlichkeit des 
politischen Denkens und die stete 
Bereitschaft, überzeugungsgerecht 
zu handeln, lassen sich über drei 
Jahrzehnte seiner gewerkschaft- 
lichen Arbeit zurückverfolgen. 

Ursula Ibler, 61, ist seit 1949 in 
der gewerkschaftlichen Arbeit aktiv. 
Sie war damals Vorsitzende des 
Ortsfrauenausschusses der IG Che- 
mie und Vorsitzende des DGB- 
Kreisfrauenausschusses in Goslar. 
Zunächst Arbeiterin in einer Papier- 
fabrik in Oker, wurde sie 1951 Ange- 
stellte in der Verwaltungsstelle der 
IG Chemie in Goslar. Drei Jahre 
später kam sie in gleicher Funktion 
und am gleichen Ort zur IG Metall. 
1959 ging sie als Sachbearbeiterin 
zur Vorstandsverwaltung nach 
Frankfurt. Sie arbeitete in der Ab- 
teilung Frauen, deren Leiterin sie 
1972 wurde. Im September 1977 
wurde sie zum geschäftsführenden 
Vorstandsmitglied gewählt. 

Zur Würdigung ihrer Verdienste 
sagte Hans Mayr: Als Ursula Ibler 
vor gut 20 Jahren in die Vorstands- 
verwaltung kam, da waren in der IG 
Metall etwa 200000 Frauen organi- 
siert. Heute sind es 370000. Das ist 
ein hervorragendes Ergebnis, an 
dem Ursula Ibler ihren gewichtigen 
Anteil hat. Hierfür gilt ihr der Dank 
der gesamten Organisation. 

Der Kontrollausschuß 
Alle Mitglieder des Kontrollausschusses wurden auf dem 14. ordentlichen 
Gewerkschaftstag wiedergewählt: Hermann Günkel, Herbert Brümmer, 
Bernhard Tyrakowski, Bonifazius Vetterle und Gerhardt Viehweger 

Der Gewerkschaftstag 
verabschiedete mit 

l herzlichem Dank für ih- 
I re Arbeit den langjähri- 

gen 1. Vorsitzenden 
Eugen Loderer und mit 

Ursula Ibler sowie Georg Benz 
zwei weitere Mitglieder des ge- 
schäftsführenden Vorstands. 
Die Delegierten wählten den bis- 
herigen 2. Vorsitzenden Hans 
Mayr zu Eugen Loderers Nach- 
folger. Neuer 2. Vorsitzender 
wurde Franz Steinkühler, bis zu 
seiner Wahl Bezirksleiter in 
Stuttgart. Neue geschäftsfüh- 
rende Vorstandsmitglieder wur- 
den außerdem Gudrun Hama- 
cher (bisher Gewerkschaftsse- 
kretär in der Verwaltungsstelle 
Dortmund) und Horst Klaus (bis- 
her 1. Bevollmächtigter der Ver- 
waltungsstelle Nürnberg). Zu 
neuen ehrenamtlichen Vor- 
standsmitgliedern wählten die 
Delegierten Gerd Lobodda 
(Nürnberg) und Walter Malzkorn 
(Köln). 

Verabschiedet 
Eugen Loderer, dessen Lebens- 

daten METALL bereits in Nr. 19/83 
veröffentlicht hat, wurde zum Ab- 
schied von seinem Nachfolger Hans 
Mayr ausführlich gewürdigt. Hier 
Auszüge aus der Abschiedsrede: 
Die Berufung in die Position des 
1. Vorsitzenden der IG Metall be- 
deutete für Eugen Loderer Ver- 
pflichtung und auch Ansporn. Als 
ehren- und hauptamtlicher Funktio- 
när hat er seine gewerkschaftspoliti- 
schen Qualitäten auf den verschie- 
denen Ebenen unter Beweis gestellt. 

Von den beiden zusammengehö- 
renden Schlüsselbegriffen Demo- 
kratie und Sozialstaatlichkeit gelei- 
tet, war und ist Eugen Loderer ein 
Reformpolitiker durch und durch. 

In keiner Zeit wurden wir so oft 
von den Arbeitgebern in einen Ar- 
beitskampf gezwungen, wie in Eu- 
gen Loderers Amtszeit als 1. Vorsit- 
zender. In diesen Auseinanderset- 
zungen ging es nicht nur um Lohn 
und Gehalt, sondern wir haben auch 
die Frage der Arbeitszeit und der 
Arbeitsbedingungen auf die Tages- 
ordnung gesetzt und bleibende Er- 
folge erzielt. 

Eugen Loderer war für unsere 
Kolleginnen und Kollegen, aber 
auch für die gesamte Öffentlichkeit, 
ein Vorsitzender und ein Mann zum 
Anfassen, einer, der die unkompli- 
zierte, ehrliche Sprache unserer Mit- 
glieder verstand und gesprochen 
hat. Wir wünschen und hoffen, daß 
Eugen Loderer mit uns und unserem 
gewerkschaftlichen Leben auch in 
Zukunft verbunden bleibt. Vor al- 
lem wünschen wir ihm Gesundheit 
und die Muße, um all das nachzuho- 
len und zu genießen, was in einem 
langen verantwortungsreichen Le- 
ben zu kurz gekommen ist. 
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Der neue Vorstand der IG Metall 

deren Leiter er von 1972 bis 1973 
war. Seit dem 1. Januar 1974 war er 
1. Bevollmächtigter der Verwal- 
tungsstelle Nürnberg. Im selben 
Jahr wurde er ehrenamtliches Vor- 
standsmitglied. Der Gewerkschafts- 
tag wählte ihn jetzt zum geschäfts- 
führenden Vorstandsmitglied. 

Gudrun Hama- 
cher, 37, ist mit Be- 
ginn ihrer Ausbil- 
dung als Technische 
Zeichnerin bei der 
Concordia Elektri- 
zitäts AG in Dort- 
mund im Jahre 1962 
Mitglied der IG 

Metall geworden. Nach sieben Be- 
rufsjahren als Technische Zeichne- 
rin wurde sie 1971 zur Vertrauens- 
frau und 1972 zum Betriebsratsmit- 
glied gewählt. Im selben Jahr wurde 
sie Gewerkschaftssekretärin in der 
Verwaltungsstelle Dortmund. Seit 
dieser Zeit ist sie Mitglied des DGB- 
Landesbezirks-Frauenausschusses. 
In der Verwaltungsstelle war sie für 
Frauen und Angestellte zuständig. 
Neben ihrem betrieblichen Betreu- 
ungsbereich war sie für die Neben- 
stelle Lünen zuständig. Die Dele- 
gierten des 14. Gewerkschaftstages 
wählten sie zum geschäftsführenden 
Vorstandsmitglied. 

Gerd Lobodda, 
36, ist gelernter Bü- 
romaschinenme- 
chaniker. Auf der 
Maxhütte in Sulz- 
bach-Rosenberg 
war er als Meß- und 
Regeltechniker be- 
schäftigt. In der IG 

Metall ist er seit 1966. Zunächst Ver- 
trauensmann, wurde er später Be- 
triebsratsmitglied. Im DGB-Kreis 
Amberg war er Vorsitzender des 
Kreisjugendausschusses, außerdem 
war er Mitglied der Ortsverwaltung 
in der Verwaltungsstelle Amberg. 
Seit 1974 ist er Sekretär in der Ver- 
waltungsstelle Nürnberg. Jetzt wur- 
de er in München zum ehrenamtli- 
chen Vorstandsmitglied gewählt. 

Walter Malzkorn, 
52, gelernter Fach- 
arbeiter in der 
Drahtindustrie, ist 
seit Mai 1955 IG- 
Metall-Mitglied. Im 
selben Jahr wurde 
er zum Vertrauens- 
mann gewählt, zwei 

Jahre später zum Betriebsratsmit- 
glied, von 1962 bis 1973 war er des- 
sen Vorsitzender. Ab 1973 arbeitete 
er als Sekretär in der Verwaltungs- 
stelle Köln, nachdem er vorher für 
sieben Jahre Mitglied der Ortsver- 
waltung Düsseldorf war. 1976 wurde 
er 1. Bevollmächtigter der Verwal- 
tungsstelle Köln. Auf dem Münch- 
ner Gewerkschaftstag wählten ihn 
die Delegierten zum ehrenamtlichen 
Vorstandsmitglied. 

Mit großer Mehrheit wurde in München Hans Mayr zum 1. Vorsitzenden der 
IG Metall und damit zum Nachfolger von Eugen Loderer gewählt (440 von 
547abgegebenen Stimmen). Zum2. Vorsitzenden wählten die Delegierten den 
bisherigen Stuttgarter Bezirksleiter Franz Steinkühler (494 von 551 Stimmen). 
Norbert Fischer, Hauptkassierer der IG Metall, wurde mit überwältigender 
Mehrheit wiedergewählt (495 von 550 Stimmen). Zu neuen geschäftsführen- 
den Vorstandsmitgliedern wählte der Gewerkschaftstag Horst Klaus und 
Gudrun Hamacher. Wiedergewählt als geschäftsführende Vorstandsmitglie- 
der wurden: Rudolf Judith, Hans Preiss, Karl-Heinz Janzen, Lutz Diecker- 
hoff Ferdinand Koob und Hans Janßen. Unser Foto zeigt den gesamten 
Vorstand mitsamt den ehrenamtlichen Mitgliedern. 

Mitglied des DGB-Ortsjugendaus- 
schusses. 1957 wurde er Vorsitzen- 
der des Ortsjugendausschusses. Von 
1959 bis 1960 war Franz Steinkühler 
Betriebsratsvorsitzender. Von 1960 
bis 1963 war er zunächst in der Ver- 
waltungsstelle Schwäbisch Gmünd, 
danach in der Stuttgarter Ortsver- 
waltung. Er kehrte dann nach 
Schwäbisch Gmünd zurück, um dort 
für einige Monate die Geschäfte des 
erkrankten 1. Bevollmächtigten zu 
führen. Das Amt des Bezirkssekre- 
tärs bei der Bezirksleitung Stuttgart 
nahm er von 1963 bis 1972 wahr. Ab 
dem 1. November 1972 bis zu sei- 
ner Wahl zum 2. Vorsitzenden auf 
dem Münchner Gewerkschaftstag 
am 12. Oktober war er Bezirksleiter 
in Stuttgart. 

Horst Klaus, 53, ist 
gelernter Maschi- 
nenschlosser und 
war von 1948 bis 
1956 als Bohrer und 
Abwälzfräser in 
den Triumph-Wer- 
ken tätig. Dort war 
er Vorsitzender der 

Jugendvertretung und Betriebsrats- 
mitglied. Nach Stationen als Jugend- 
sekretär und Bildungssachbearbei- 
ter in der Verwaltungsstelle Nürn- 
berg ging er 1968 als Sachbearbeiter 
in der Abteilung Jugend zur Vor- 
standsverwaltung nach Frankfurt, 

In neuer Funktion 
Hans Mayr, 61, 
war nach einer 
kaufmännischen 
Lehre Industrie- 
und Vertriebskauf- 
mann bei der Jun- 
kers Flugzeug- und 
Motorenwerke 
AG. 1946 floh er. 

aus der Kriegsgefangenschaft und 
begann eine Tätigkeit als Personal- 
referent. Im gleichen Jahr trat er in 
die Gewerkschaft ein. Nach einer 
Zeit als Prozeßbevollmächtigter 
beim DGB in Cuxhaven wurde Hans 
Mayr 1951 Vorsitzender des DGB- 
Kreises Göppingen. Von 1955 bis 
1962 war er 1. Bevollmächtigter der 
IG Metall in der Verwaltungsstelle 
am selben Ort. Danach wurde er 
zum geschäftsführenden Vorstands- 
mitglied gewählt. Seit 1972 war Hans 
Mayr 2. Vorsitzender der IG Metall, 

in München wurde er für die näch- 
sten drei Jahre zum 1. Vorsitzenden 
gewählt. 

Neu im Vorstand 
Franz Steinküh- 
ler, 46, machte 
nach einer Lehre als 
Werkzeugmacher, 
nach Facharbei- 
terprüfung, Fach- 
schulreife, Berufs- 
schule und Arbeit 
als Werkzeugma- 

cher eine REFA-Ausbildung, eine 
Meisterausbildung mit Meisterprü- 
fung, und arbeitete dann als REFA- 
Mann und als Leiter der Arbeitsvor- 
bereitung. Von Beginn der Ausbil- 
dung an war er Mitglied der IG Me- 
tall, wurde 1953 zum Vorsitzenden 
der Jugendvertretung gewählt, war 
Jugendausschußvorsitzender in der 
Ortsverwaltung Göppingen und 
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14. ordentlicher Gewerkschaftstag der IG Metall: Grundsatzreferat des 1. Vorsitzenden 

Entschlossen 
zu Reformen 

Verschärfte Problemstellun- 
gen auf der einen Seite und ver- 
schlechterte politische Durch- 
setzungsbedingungen auf der 
anderen Seite bilden den Rah- 
men für unsere Arbeit in den 
kommenden Jahren: 

• Die katastrophale Massenar- 
beitslosigkeit ist und bleibt die 
schwerste Belastung der w'irtschaftli- 
chen und gesellschaftlichen Ent- 
wicklung. 
• Die ökologische Situation hat 
sich dramatisch verschärft. 
• Der Regierungswechsel in Bonn 
hat nicht nur die Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit, sondern auch die 
Durchsetzung anderer berechtigter 
Interessen der Arbeitnehmer erheb- 
lich erschwert. 
• Den Ton im Arbeitgeberlager ge- 
ben heute die Kräfte an, die nicht 
den gesellschaftlichen Interessen- 
ausgleich, sondern die gewerk- 
schaftliche Kapitulation wollen. 
• Die Krise in den Industrieländern 
und die Zahlungsunfähigkeit vieler 
Länder, vor allem in der Dritten 
Welt, bedingen und verschärfen sich 
gegenseitig. 
• Der Frieden in Europa und in der 
Welt ist gefährdet. Mit dem gewalti- 
gen Ansteigen der Vernichtungspo- 
tentiale wächst ganz offensichtlich 
nicht die politische Vernunft. 

Wir müssen aus der Beschäfti- 
gungskrise herauskommen, wenn 
wir nicht in eine schwere gesell- 
schaftliche Krise hineinschlittern 
wollen. Es geht darum, ob die Wirt- 
schaftspolitik den Interessen des Ka- 
pitals oder der Arbeitnehmer dient. 
Dazwischen liegen Welten. Nicht 
Lohnkostensenkung, sondern Nach- 
fragesteigerung lautet das Gebot der 
Stunde. Nicht die Arbeitskraft, son- 
dern die Arbeitslosigkeit ist zu teu- 
er. Die staatliche Sparpolitik hat den 
Arbeitnehmern Milliarden abge- 
preßt, den Unternehmern Milliar- 
den zugeschanzt. Das ist nicht nur 
ein sozialer Skandal, es ist zugleich 
ein Anschlag auf das Sozialstaats- 
prinzip der Verfassung. 

Sicherung und Schutz 
Die Gefahr, daß wir durch eine 

unkontrollierte Produktion auch un- 
sere eigenen Lebensgrundlagen zer- 
stören, wird zunehmend größer. Wir 
brauchen mehr, aber besseres 
Wachstum. Es muß für die Siche- 
rung von Arbeitsplätzen und den 
Schutz der natürlichen Lebens- 
grundlagen, für mehr Beschäftigung 
und mehr Lebensqualität sorgen. 
Die Finanzierbarkeit öffentlicher In- 
vestitionsprogramme steht außer 
Zweifel. Das entscheidende Hinder- 
nis ist der fehlende politische Wille. 
Dabei darf es nicht bleiben. 

Aus sogenanntem technischem 
Fortschritt droht faktisch sozialer 
Rückschritt zu werden. Wir müssen 
diesen Prozeß in akzeptable Bahnen 
bringen. Auch deshalb, damit nicht 

Millionen von Menschen in eine pes- 
simistische Technikfeindlichkeit 
verfallen, die unübersehbare Fol- 
gen, nicht nur für die Gewerkschaf- 
ten, haben kann. Die Haltung der 
Belegschaften gegenüber Rationali- 
sierung und technischem Wandel ist 
deutlich kritischer geworden. Unser 
Kampf gegen die negativen Folgen 
muß Teil eines Gesamtkonzeptes 
sein, dessen Ziel vor allem die 
Durchsetzung des Rechtes auf Ar- 
beit für alle ist. Ich nenne die drei 
Elemente: 
1. Wir fordern mehr und besseres 
Wachstum. Dadurch werden Ar- 
beitsplätze geschaffen. 

Mehr Arbeitsplätze 
2. Wir fordern wirksamen Schutz 
vor der Intensivierung der Arbeit 
und eine soziale Kontrolle des tech- 
nischen Wandels. Dadurch werden 
die Arbeitsplätze gesichert. 
3. Wir fordern die Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit durch Tarifver- 

trag und die Senkung der flexiblen 
Altersgrenze durch den Gesetzge- 
ber. Dadurch werden Arbeitsplätze 
gesichert und geschaffen. 

Seit Beginn dieses Jahrzehnts hat 
sich das Tempo der tariflichen Ar- 
beitszeitverkürzung verlangsamt 
und gleichzeitig das Tempo des be- 
trieblichen Beschäftigungsabbaus 
auf breiter Front beschleunigt. Hier 
muß die Wende wirklich kommen, 
die sonst so oft beschworen wird. 
Wir wollen die 35-Stunden-Woche, 
weil sie mehr Arbeitsplätze schafft 
und mehr Menschlichkeit bringt. 
Wir bestehen auf dem vollen Lohn- 
ausgleich aus sozialen und wirt- 
schaftlichen Gründen. 

Die IG Metall weiß, daß es die 35- 
Stunden-Woche nicht zum Nulltarif 
gibt. Was für die Wochenarbeitszeit- 
verkürzung beansprucht wird, steht 
für die Lohnerhöhungen nicht mehr 
zur Verfügung. An den zusätzlichen 
Kosten der Arbeitszeitverkürzung 
wird die deutsche Wirtschaft nicht 
kaputtgehen. An einer zusätzlichen 

Beschäftigungslücke, an dauerhaf- 
ter Massenarbeitslosigkeit und ihren 
Folgen könnte unsere Gesellschaft 
zugrunde gehen. 

Der entscheidende Grund für die 
Verweigerungshaltung der Arbeit- 
geber ist nicht ihr ökonomisches Ko- 
steninteresse. Der entscheidende 
Grund für die Blockadepolitik von 
Gesamtmetall ist ihr Interesse an der 
Aufrechterhaltung der Arbeitslosig- 
keit als politisches Druckmittel. Da- 
durch wird dies eine Auseinander- 
setzung um die grundsätzliche Mög- 
lichkeit, Arbeitnehmerinteressen 
auch in Zukunft wirksam vertreten 
zu können, um die Verteidigung ge- 
werkschaftlicher Handlungsspiel- 
räume innerhalb unserer Gesell- 
schaft. Es ist bewiesen, daß die IG 
Metall ihre Mitglieder auch in der 
Krise mobilisieren kann. 

Abbau aller Raketen 
Der Wert der Einheitsgewerk- 

schaft muß sich gerade erweisen im 
unvermeidlichen Konflikt gegen- 
über der Regierung. Ich erinnere 
daran, wie schwer es vielen sozialde- 
mokratischen Mitgliedern gefallen 
ist, Protest gegen die Politik der so- 
zialliberalen Regierung an die Öf- 
fentlichkeit zu tragen. Aber er war 
aus gewerkschaftlicher Sicht unver- 
meidlich, und dies ist einer der 
Gründe, warum wir unsere Identität 
als Interessenvertretung der Arbeit- 
nehmer nicht verloren haben. Heute 
gilt es für unsere christlich-sozialen 
Mitglieder, Flagge zu zeigen. Sie 
müssen der eigenen Partei sagen, wo 
das Ende der Fahnenstange ist. 

Wir bekräftigen unsere Forde- 
rung: Abbau aller in Europa statio- 
nierten und auf Europa gerichteten 
Mittelstreckenraketen. Keine Sta- 
tionierung neuer Mittelstreckenwaf- 
fen in Europa. Die Mahn-Minuten 
am 5. Oktober haben unterstrichen, 
daß unsere Kolleginnen und Kolle- 
gen den Einsatz für Frieden, Ent- 
spannung und Abrüstung ernst neh- 
men. Kundgebungen und Demon- 
strationen werden weitergehen und 
mit den Großkundgebungen in 
Hamburg, Stuttgart und Bonn einen 
Höhepunkt erreichen. 

Die Wirtschafts- und Beschäfti- 
gungskrise erfordert nicht weniger, 
sondern mehr gesellschaftliche Re- 
formen und soziale Gerechtigkeit. 
Diese Krise werden wir nur überwin- 
den, wenn wir entschlossen bleiben 
zu Reformen und Veränderungen. 
Das ist kein bequemer Weg. Er for- 
dert von uns Durchsetzungskraft ge- 
genüber denjenigen, die an ihren 
Privilegien festhalten oder sich neue 
verschaffen wollen. Er fordert von 
uns Solidarität mit den Opfern der 
Krise, die man heute zu Verlierern 
auf Dauer abstempeln will. Wir sind 
eine Kampforganisation im Interes- 
se der arbeitenden Menschen. Ge- 
meinsam werden wir die Zukunft be- 
wältigen mit einer starken Indu- 
striegewerkschaft Metall. 
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